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Sehr geehrter Herr Präsident der Abgeordnetenkammer,
sehr geehrter Herr Präsident des Petitionsausschusses,
meine Damen und Herren Abgeordneten,

wir haben die Eher, Ihnen gemäß Artikel 15 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler
Ombudsmänner den Bericht des Föderalen Ombudsmannes für das Jahr 2006 vorzulegen.

Sie werden sofort festgestellt haben, dass wir uns in diesem Jahr für eine neue Präsentation unseres Jahres-
berichts entschieden haben. Form und Stil wollen etwas luftiger sein, während wir beim Inhalt neue Akzente
setzen.

In diesem neuen Ansatz kommt unser Wille zum Ausdruck, diesen Bericht besser lesbar und einem breiteren
Publikum zugänglich zu machen. Natürlich erstatten wir in erster Linie der Abgeordnetenkammer Bericht,
aber das Gesetz sieht auch vor, dass der Bericht der föderalen Ombudsmänner veröffentlicht wird. Dadurch
müssen verschiedene Qualitätsansprüche miteinander in Einklang gebracht werden. Es gilt, Ernsthaftigkeit
und Zuverlässigkeit mit Zugänglichkeit und Lesbarkeit zu verbinden, was nicht immer leicht ist. Wir wagen
dennoch zu hoffen, dass diese neue Präsentation ein Schritt in die richtige Richtung darstellt. Die Erfahrung
wird uns zeigen, ob wir Recht hatten, und es ist offensichtlich, dass wir in den nächsten Tätigkeitsjahren
diejenigen Korrekturen vornehmen werden, die sich als notwendig erweisen werden.

Auch wenn die Präsentation neu ist, so ist die Struktur des Berichts nichtsdestoweniger relativ klassisch
geblieben. In der Einführung legen wir Rechenschaft über die Verwaltung und das Funktionieren der Insti-
tution ab. Ein Überblick über die Themen: die Wahl eines neuen Namens für die Institution, die Ausgabe
eines neuen Faltblatts und eines neuen Plakats, die Auswahl der Sachbearbeiter, darunter eines für die
Kommunikation verantwortlichen Mitarbeiters, eine neue Methode zur Evaluierung der Beschwerden und,
wie im letzten Jahr angekündigt, ein Kapitel, das den Schwierigkeiten gewidmet ist, auf die wir im Rahmen
der Ausübung unseres Amtes gestoßen sind.

Wir werden schon kurz auf die neue, 2006 entwickelte Evaluierungsmethode eingehen, die seit dem 1.
Januar 2007 angewandt wird. Das Schwergewicht der Evaluierung, die ein wirksames Analyseinstrument
bleiben will, das von den Verwaltungen genutzt werden kann, wird von nun an auf die Beschwerde selbst
gelegt.

Indem er prüft, ob die Beschwerde „begründet“ oder „unbegründet“ ist, und indem er anschließend das
Vorgehen der Verwaltung mit den Ombudsnormen konfrontiert, vermittelt der Föderale Ombudsmann dem
Bürger ein transparentes Bild von seinem Einsatz und von den Ergebnissen dieses Einsatzes.

Im dritten Teil des Jahresberichts, der Behandlung der Beschwerden gewidmet ist, liegt der Nachdruk auf
dem Inhalt der Beschwerden, die wir erhalten haben. Die festgestellten Probleme werden thematisch unter-
sucht und mit Hilfe von deutlichen Beispielen aus der Praxis veranschaulicht.

Ein wesentlicher Teil unserer Aufgabe besteht darin, Empfehlungen auszusprechen um zu verhindern, dass
die festgestellten Probleme sich in Zukunft wiederholen.

Somit finden Sie im vierten Teil des Berichts die acht allgemeinen Empfehlungen, die wir in diesem Jahr an
das Parlament richten. Hier finden Sie auch die elf offiziellen Empfehlungen, die 2006 unmittelbar an die
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Verwaltung gerichtet wurden, wenn diese selbst die notwendigen Maßnahmen ergreifen kann, um die
Qualität des Dienstes an den Bürger zu verbessern.

Die Angaben in Zahlen und die Grafiken werden in dem Teil „Allgemeine Statistiken“ aufgegriffen.

Schließlich möchten wir besonders all unseren Mitarbeitern für ihre Motivation und ihren unermüdlichen
Einsatz danken, die sie auch in diesem Jahr wieder unter Beweis gestellt haben.

Wir stehen voll und ganz zu Ihrer Verfügung, um diesen Bericht vor dem Petitionsausschuss zu präsentieren,
und wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre.

Hochachtungsvoll,

Die föderalen Ombudsmänner,

Guido Schuermans Catherine De Bruecker
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Zuhören – Überzeugen – Vermitteln

Der Föderale Ombudsmann ist eine unabhängige Institution, die sich kostenlos für den Bürger einsetzt,
unabhängig davon, ob es sich um eine natürliche oder juristische Person handelt, um ihn darin zu
unterstützen, seine Meinungsverschiedenheiten mit den föderalen Verwaltungsdiensten beizulegen. Er
untersucht unparteiisch die ihm vorgelegten Beschwerden, indem er nachprüft, ob die Dienststelle, die
Gegenstand der Beschwerde ist, nicht nur die Gesetze, sondern auch die Grundsätze, die normaler-
weise die gute Verwaltungspraxis anleiten müssen, beachtet hat. Scheint die Beschwerde
gerechtfertigt, bemüht sich der Föderale Ombudsmann, die Verwaltung davon zu überzeugen, die
notwendigen Korrekturen vorzunehmen. Der Föderale Ombudsmann, der mit einer wichtigen
Empfehlungsbefugnis ausgestattet ist, kann ebenfalls zur Verbesserung der Verwaltungs- und der
Gesetzespraktiken beitragen.

So hat der Föderale Ombudsmann seit seiner Gründung im Jahr 1997 mehr als 34.000 Bürgern zu
helfen versucht, sowie 88 offizielle Empfehlungen, die an die Verwaltung, und 52 allgemeine Empfeh-
lungen ausgesprochen, die an das Parlament gerichtet wurden.

Im Jahresbericht 2005 haben wir unsere Aufgabenerklärung für die kommenden sechs Jahre präsen-
tiert. Ihr wichtigstes Ziel bestand darin, den Bürger erneut in den Mittelpunkt unseres Handels zu
stellen. Diese Erklärung wurde von verschiedenen Schlüsselkonzepten eingerahmt, die die Vorgehens-
weise des Föderalen Ombudsmannes leiten sollten, um diese Erklärung in operative Zielvorgaben
umzusetzen.

Das erste Halbjahr 2006 war einer gründlichen Reflexion über alle, sowohl operativen als auch logisti-
schen Facetten unserer Organisation gewidmet: unser Funktionieren, unsere Arbeitsmethoden,
unserer Hilfsmittel (humane, materielle und finanzielle Möglichkeiten). An dieser strategischen
Reflexion, die zu etlichen konstruktiven Vorschlägen geführt hat, haben sich alle Mitarbeiter des
Dienstes beteiligt.

Folglich wurde mit der Verwirklichung dieser Vorschläge begonnen, wovon einige 2006 bereits
abgeschlossen werden konnten.

1. Das Funktionieren des Dienstes

Zugänglichkeit

In der Gewährleistung einer niedrigstmöglichen Zugangsschwelle besteht eine grundlegende Aufgabe
für jeden Vermittlungsdienst. Dabei handelt es sich nicht nur um die Modalitäten des Zugangs zum
Dienst, sondern auch um seine Nähe zum Bürger und um das gut Verständnis seiner Aufgabe durch
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den Bürger. Der Bürger muss verstehen, zu welchem Zweck er sich an den Ombudsmann wenden
kann, und leicht Zugang zu ihm haben, sobald er ihn benötigt.

Auf Anhieb hat es sich als notwendig erwiesen, eine Kommunikationsstrategie zu entwickeln, um den
Bekanntheitsgrad der Institution und dadurch auch ihren Zugang zu verbessern. Die Schaffung eines
externen Vermittlungsdienstes zugunsten des Bürgers kann in der Tat ihr Ziel nur erreichen, wenn
dieser bei seinem Zielpublikum bekannt ist.

In diesem Zusammenhang hat sich die Präsenz eines Kommunikationsfachmanns im Team für uns sehr
schnell als unbedingt notwendig herausgestellt. Wir haben deshalb anlässlich der Definition der Aufga-
benstellungen für die freien Stellen eines Auditors-Koordinators beschlossen, darin ebenfalls die eines
für die Kommunikation verantwortlichen Mitarbeiters einzuschließen.

Auch wenn die Entwicklung einer echten Kommunikationsstrategie folglich erst mit dem Dienstantritt
dieses Mitarbeiters, von dem wir hoffen, dass dieser unmittelbar bevorsteht, abgeschlossen sein wird,
haben wir nichtsdestotrotz bereits 2006 etliche Aktionen durchgeführt.

❖ Ein Problem mit der föderalen Verwaltung?

Eine Informationskampagne, die sich an die Bürger richtet, wurde Ende 2006 gestartet und wird 2007
fortgesetzt. Sie besteht aus drei Teilen:

– Ausgabe eines Faltblatts, dem ein Plakat beigefügt ist, auf dem knapp, aber präzise, das Funktionieren
der Institution und die Voraussetzungen für das Einreichen einer Beschwerde präsentiert werden;

– Die Verbreitung dieses Faltblatts in allen Gemeinden und öffentlichen Sozialhilfezentren des Landes,
sowie in den belgischen Botschaften und Konsulaten im Ausland, an die sich eine zweite Verbreitung
in allen Postdienststellen angeschlossen hat;

– Die Veröffentlichung von Anzeigen, die auf dieses Faltblatt verweisen, in der Presse.

❖ Der Föderale Ombudsmann hilft Ihnen ….

Die Bezeichnung einer Institution spielt eine wesentliche Rolle für die Nähe zu ihrem Zielpublikum.
Das Gesetz vom 22. März zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner sieht keine offizielle Bezeichnung
für diese Institution vor. Hier ist nur näher angegeben, dass es zwei föderale Ombudsmänner gibt,
einen französischsprachigen und einer niederländischsprachigen, und dass sie kollegial handeln.

Davon ausgehend war die Bezeichnung Kollegium der föderalen Ombudsmänner entstanden…

Es muss jedoch festgestellt werden, dass diese Bezeichnung für den Bürger kaum anschaulich ist und
sich in den letzten 10 Jahren nicht in der Verwaltungsumgangssprache hat durchsetzen können. Um
sich davon zu überzeugen, genügt es festzustellen, dass keiner der vier sektoralen Vermittlungsdienste,
die auf der Ebene des Föderalstaates eingerichtet wurden (Pensionen, Eisenbahn, Telekommunika-
tionen und Postsektor), sich diese Bezeichnung in der Öffentlichkeit zu eigen gemacht hat, obschon sie
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alle nach demselben kollegialen Vorbild entstanden sind. Wir sind deshalb zu der Auffassung gelangt,
dass die Kollegialität der Institution, auch wenn sich diese in ihrer täglichen Verwaltung bewahrheiten
muss, keinesfalls dazu berufen ist, sich in der Kommunikation der Institution mit dem Bürger darzu-
stellen.

Neben dem 2006 ausgegebenen Faltblatt tragen sämtliche Kommunikationsträger der Institution
(Briefpapier, Visitenkarten, Internetseite, Veröffentlichungen) ab sofort die neue Bezeichnung der Insti-
tution. Durch ihre Klarheit wird sie zu einem besseren Zugang des Dienstes durch den Bürger
beitragen.

❖ Verfügbarkeit

Der Föderale Ombudsmann kann mit der Post, telefonisch, per Fax oder E-Mail angerufen werden.
Seine Büros sind täglich von 8.30 Uhr bis 17.30 Uhr geöffnet. Auf seiner Internetseite steht ebenfalls ein
elektronisches Beschwerdeformular zur Verfügung.

Um der Zunahme der Beschwerden, die von ausländischen Staatsangehörigen bezüglich ihres Aufent-
halts unmittelbar am Schalter des Föderalen Ombudsmannes eingereicht werden, Herr zu werden, hat
man für diese mittwochs nachmittags zwischen 14 Uhr und 17 Uhr Sprechstunden eingerichtet. In
dieser Zeit steht ein im Ausländerrecht spezialisierter Mitarbeiter des Föderalen Ombudsmannes zu
ihrer Verfügung.

❖ Lokale Bereitschaftsdienste

Auch wenn auf Grund der Entwicklung der modernen Kommunikationsmittel festgestellt werden kann,
dass der Föderale Ombudsmann zunehmend über diese Kanäle angerufen wird, so gilt nach wie vor,
dass die Möglichkeit, eine Beschwerde direkt bei einem Mitarbeiter des Ombudsmannes einzureichen,
für einen nicht unerheblichen Teil seines Zielpublikums häufig die notwendige Voraussetzung für den
Aufbau eines Vertrauensverhältnisses ist. Für den vom Alter, der wirtschaftlichen oder sozialen
Situation, dem Bildungsniveau oder einer instabilen Verwaltungssituation beeinträchtigten Bürger kann
es schwierig sein, das Problem, mit dem er konfrontiert ist, in einiger Entfernung darzulegen. Die
Komplexität unseres institutionellen Systems und die verschiedenen, möglicherweise zuständigen
Ombudsmänner erhöhen im Übrigen die Verwechslungsgefahr für den Bürger.

Um diese doppelte Klippe zu umschiffen, haben die Föderalen Ombudsmänner gemeinsam mit ihren
Kollegen von den föderalen Einrichtungen vor einigen Jahren gemeinsame lokale Bereitschaftsdienste in
den verschiedenen Provinzen des Landes eingerichtet.

Im französischsprachigen Teil des Landes hält der Föderale Ombudsmann somit gemeinsam mit dem
Ombudsdienst der französischen Gemeinschaft und dem Ombudsmann der wallonischen Region
Bereitschaftsdienste in Brüssel, Charleroi, Lüttich, Marche, Mons und Namur ab. Zurzeit gibt es in
diesen drei Institutionen Überlegungen, diese Initiative, deren Erfolg von einer aktiven und wieder-
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holten Kommunikation gegenüber lokalen Akteuren zeugt, die das Zielpublikum in die
Beratungsstunden lenken können, noch dynamischer zu gestalten.

Im niederländischsprachigen Teil des Landes haben der Föderale Ombudsmann und der flämische
Ombudsmann 2006 eine Evaluierung der gemeinsamen lokalen Bereitschaftsdienste vorgenommen. Es
hatte sich als notwendig herausgestellt, den Bereitschaftsdiensten neuen Schwung zu geben. Wir
hoffen, hier zu einer engen Zusammenarbeit mit den lokalen Ombudsmännern zu gelangen. Ab März
2007 werden der Föderale Ombudsmann und der flämische Ombudsmann monatlich gemeinsam
Bereitschaftsdienste in den Räumen des Ombudsmannes in den flämischen Provinzhauptstädten
Antwerpen, Brügge, Gent und Löwen abhalten. In Hasselt wird der Bereitschaftsdienst in die Provin-
zialbibliothek verlegt, da diese zentraler gelegen ist. Um die Leistung der Bereitschaftsdienste zu
erhöhen, werden diese nach Terminabsprache stattfinden. Die lokalen Ombudsmänner haben sich
bereit erklärt, die Termine zu notieren und zu koordinieren.

❖ Öffentlichkeitsarbeit

Der Bekanntheitsgrad der Institution lässt sich auch mithilfe einer aktiven Politik der Präsenz in den
Medien und in allen Netzwerken, die den Bürger, der sich im Konflikt mit einer Verwaltung befindet, an
den Ombudsmann verweisen können (und damit sozusagen eine Vermittlung „verschreiben“),
steigern.

Unter diesem Gesichtspunkt bemühen wir uns, allen Einladungen nachzukommen, die uns Gelegenheit
geben, die Arbeit des Föderalen Ombudsmannes und seine Aufgaben zu erläutern.

So haben die Ombudsmänner im Mai 2006 ihren Jahresbericht 2005 bei der monatlichen Asylkontakt-
sitzung, die vom belgischen Flüchtlingshilfekomitee veranstaltet wird, präsentiert.

Im Juni 2006 hat die föderale Ombudsfrau an der Sendung „Appelez, on est là“ (Rufen Sie an, wir sind
da) auf VivaCité teilgenommen, die in der gesamten französischen Gemeinschaft ausgestrahlt wird.
Diese Service-Sendung, die sich mit praktischen Alltagsproblemen befasst, widmet regelmäßig einen
Beitrag einem institutionellen oder privaten Vermittlungsdienst. Es handelt sich um eine gute
Gelegenheit, den Zuschauern die Funktionsweise des Dienstes und die Lösungswege, die er bei
Konflikten aufzeigen kann, zu erläutern. Auf der Webseite der Sendung sind im Übrigen die Daten aller
Vermittlungsdienste angegeben, die an der Sendung teilgenommen haben.

Im November 2006 hat der Föderale Ombudsmann gemeinsam mit dem Ombudsmann für Versiche-
rungen, dem Vermittlungsdienst Banken-Kredite-Anlagen und dem Vermittlungsdienst für
Telekommunikationen an einem Ausbildungstag teilgenommen, der sich an Schulden- Vermittlungs-
dienste richtete.

Auch die Einstellung hochwertiger Mitarbeiter verlangt eine aktive Kommunikationspolitik über die
Karrieremöglichkeiten innerhalb des Dienstes des Föderalen Ombudsmannes. So hat der Föderale
Ombudsmann sich im Oktober 2006 an der Beschäftigungs- und Informationsbörse Talent@Public
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beteiligt, die Selor am Standort Tour et Taxis in Brüssel veranstaltet hatte. Bei dieser Gelegenheit hat er
die kurzfristige Einstellung mehrerer Beauftragter für die Funktionen eines Direktors und eines Auditor-
Koordinators angekündigt.

❖ Die Ständige Konzertierung der Vermittler und Ombudsmänner SKVO

Der Zugang aller Bürger zum Ombudsmann lässt sich auch mithilfe einer engen Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Vermittlungsdiensten stärken.

Die Ständige Konzertierung der Vermittler und Ombudsmänner SKVO ist ein informelles Netzwerk,
dem alle belgischen institutionellen Ombudsmänner, ganz gleich ob es sich um parlamentarische,
sektorale oder lokale Vermittler handelt, sowie einige Ombudsmänner des Privatsektors
angeschlossen sind.

Die Mitglieder der SKVO müssen die vier, in der Satzung festgelegte Grundsätze beachten:
1. der Ombudsmann als Beschwerdeinstanz im Dienste der Öffentlichkeit
2. der Ombudsmann als unabhängige Instanz
3. Untersuchungs- und Beurteilungsaufgaben
4. die Veröffentlichung eines Berichts durch den Ombudsmann

Das Netzwerk will das ordnungsgemäße Funktionieren der Vermittlungsdienste durch die Weitergabe
der Erfahrungen fördern, das Nachdenken über Themen, die für das ordnungsgemäße Funktionieren
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dieser Dienste unbedingt notwendig sind, anregen, und das Image des Ombudsmannes sowie den
Zugang zu seinen Diensten verbessern.

Diese letzte Zielvorgabe hat 2007 mit dem Start des Webportals www.ombudsman.be Gestalt
angenommen, auf dem alle angeschlossenen Vermittlungsdienste zusammengefasst sind.

Beispielcharakter

Ein Vermittlungsdienst muss auf dem Gebiet der ordnungsgemäßen Verwaltung ein Vorbild sein. Eine
ständige Evaluierung des eigenen Funktionierens ist deshalb nötig. Die für 2006 ankündigten Aufmerk-
samkeitspunkte waren die Lesbarkeit der Korrespondenz und die Vereinfachung der eigenen
Verwaltungsverfahren.

Was die Lesbarkeit anbelangt, hat der Föderale Ombudsmann vergangenen Sommer in Zusammen-
arbeit mit dem Ausbildungsinstitut der föderalen Verwaltung I.F.A. eine zweitägige interne Schulung
abgehalten. Diese war auf die Vereinfachung und Verbesserung unserer schriftlichen Kommunikation
ausgerichtet. Um dem Wunsch der verschiedenen institutionellen Vermittler nach einer verstärkten
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Weiterbildung nachzukommen, stand diese Veranstaltung den
Mitarbeitern anderer Vermittlungsdienste offen.

Diese Weiterbildung hat zu einer Revision der Präsentation unserer Schreiben geführt, die and die
belgische Norm (IBN) und, was die Lesbarkeit anbelangt, an bessere Standards angepasst wurden.

Die Evaluierung unserer internen Verfahren hat, was das Verfahren des Aktenabschlusses anbelangt,
erhebliche Schwerfälligkeiten der Verwaltung aufgedeckt, die zur signifikanten Verlängerung der durch-
schnittlichen Bearbeitungszeit einer Beschwerde beitragen. Zwei wichtige Maßnahmen wurden
ergriffen, um dieses Verfahren zu erleichtern:

– Streichung der systematischen Abfassung einer Zusammenfassung bei Abschluss einer Akte. Ab
sofort gibt es nur noch eine Zusammenfassung für solche Fälle, die als signifikant beurteilt werden.
Dies hat dazu geführt, dass die vierteljährliche Veröffentlichung der Zusammenfassungen auf unserer
Internetseite und ihre Versendung an die leitenden Beamten der föderalen Verwaltungen gestrichen
wurden. Bei einer Abstimmung mit den zuletzt Genannten konnte in der Tat festgestellt werden,
dass diese mehr Nutzen in der Kommunikation vierteljährlicher Statistiken über ihren Dienst als in
der Zusammenstellung von Zusammenfassungen sahen.

– Die Akte wird an dem Datum geschlossen, an dem die Schlussfolgerungen der Bearbeitung der
Beschwerde an den Beschwerdeführer geschickt werden: Bis 2006 galten die Akten an dem Datum
als geschlossen, an dem die von der Beschwerde betroffene Verwaltung mit einem Schreiben davon
in Kenntnis gesetzt wurde, dass die Akte abgeschlossen ist. Nicht selten jedoch wird eine Akte noch
lange, nachdem die Bearbeitung der Beschwerde des Beschwerdeführers abgeschlossen ist,
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gemeinsam mit der Verwaltung weiter verfolgt. Aus unseren Statistiken war die Frist für die
Bearbeitung der Akte für den Beschwerdeführer somit nicht ersichtlich.

Gemäß der wichtigsten Zielvorgabe unserer Aufgabenerklärung, die den Bürger erneut in den Mittel-
punkt unseres Handels setzen will, wird es ab sofort möglich sein, über die Frist, innerhalb derer der
Bürger, der sich an den Föderalen Ombudsmann wendet, von dem Ergebnis seines Einschreitens infor-
miert wird, Auskunft zu geben. Die Statistiken 2006 stellen in dieser Hinsicht eine Übergangsphase dar.

Transparenz

❖ Klärung des Kompetenzbereichs des Föderalen Ombudsmannes

Eine der Voraussetzungen im Bereich der Transparenz gegenüber dem Bürger ist, dass dieser eine klare
Vorstellung von unseren Kompetenzen und von den Grenzen, die diesen Kompetenzen gesetzt sind,
hat.

Gemäß Artikel 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 22. März 1995, „[führen] die Ombudsmänner ihre Aufgaben
in Bezug auf die in Artikel 14 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat erwähnten föderalen Verwal-
tungsbehörden aus, mit Ausnahme der Verwaltungsbehörden, die aufgrund einer besonderen
Gesetzesbestimmung einen eigenen Ombudsmann haben”.

Angesichts der Entwicklung der Rechtssprechung zu dem Begriff der Verwaltungsbehörde und
angesichts der Vervielfachung der Behörden, die eine besondere Satzung und besondere Aufgaben
haben, hat es sich als notwendig erwiesen, klare Methoden für die Eingrenzung unseres Kompetenz-
bereichs festzulegen. Im April 2006 wurde daher eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die den Auftrag
erhielt, einen allgemeinen Rahmen des Begriffs der Verwaltungsbehörde aufzustellen und die Leitlinien
zu verabschieden, die die Anwendung dieser Definition auf die dem Föderalen Ombudsmann vorge-
legten konkreten Fälle möglich macht.

Letztlich hat die Arbeitsgruppe empfohlen, sich auf die von der Abteilung Gesetzgebung des Staats-
rates vorgeschlagene Definition zu beziehen:

„Unter föderaler Verwaltungsbehörde versteht man: die föderalen Behörden sowie die von den staatlichen
föderalen Behörden geschaffenen oder zugelassenen Behörden, sofern ihr Funktionieren von den staatlichen
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Behörden festgelegt und kontrolliert wird, sie einen kleinen Teil der öffentlichen Gewalt ausüben und sie
Entscheidungen treffen können, die für Dritte verbindlich sind1.“

Diese Definition geht weiter als das „reine“ Organkriterium. Zusammenfassend handelt es sich um die
föderale Exekutivgewalt (Organkriterium) und die (privatrechtlichen) Institutionen, die bestimmte
Kriterien erfüllen, von denen das Imperium, also die Fähigkeit, für Dritte verbindliche Entscheidungen zu
treffen, das wichtigste ist.

Im Übrigen möchten wir daran erinnern, dass das Gesetz zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner
deren Zuständigkeit nicht nur auf Handlungen beschränkt, die eine Beschwerde darstellen, so wie sie
der Staatsrat definiert, sondern auf das „Funktionieren“ der föderalen Verwaltungsbehörden abzielt.

Dank dieser Vorgehensweise konnte unser Zuständigkeitsbereich gegenüber bestimmten Organen
oder Diensten geklärt werden. Im Übrigen hat sie dazu geführt, dass aus der Arbeitsgruppe eine
ständige Einrichtung wurde, die den Auftrag erhalten hat, in strittigen Fällen eine Stellungnahme
abzugeben. Auf diese Weise werden alle Fälle unparteiisch, objektiv und transparent analysiert.

Was die Gemeinden und die ÖSHZ anbelangt, lässt die Definition, an der festgehalten wurde, keinen
Zweifel an der Unzuständigkeit des Föderalen Ombudsmannes, eine Beschwerde gegen eine dieser
lokalen Behörden entgegenzunehmen, auch wenn diese bestimmte föderale Aufgaben erfüllen.

1 Diese Definition wurde hilfsweise vom Staatsrat, Abteilung Gesetzgebung, vorgeschlagen, „falls die gesetzgebenden Kammern in
dem Gesetzesvorschlag den Inhalt des Begriffs der ‘föderalen Behörde′ in der Kontinuität der neuesten Rechtssprechung des Kassa-
tionshofes (….) definieren wollen“, als dieser sich zur dem Vorschlag für ein allgemeines Verwaltungsgesetz geäußert hat, der am
25. Mai 2000 bei der Kammer eingereicht wurde: Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Sitzungsperiode. 1999-2000, 0679/001 ;
Stellungnahme des Staatsrates Nr.°30.416/3, Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, Sitzungsperiode 1999-2000, 0679/002, S. 14.
Dieser, der „(…) sich damit (…) der Bedeutung anschließt, die dieser Begriff in der Rechtssprechung hat, ohne dass eine Entwicklung
des Begriffs damit ausgeschlossen wäre“, hatte hauptsächlich folgenden Vorschlag gemacht : „Unter föderaler Verwaltungsbehörde
versteht man : eine Verwaltungsbehörde im Sinne des Artikels 14, Absatz 1, der koordinierten Gesetze über den Staatsrat“.
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Mangels eines für die ÖSHZ zuständigen Ombudsmannes ist der Föderale Ombudsmann, der die
Beschwerde gleichzeitig für unzulässig erklärt, dennoch bereit, seine Dienste als Vermittler bereitzu-
stellen, wenn die lokale Behörde gegen sein Eingreifen keine Einwände erhebt. Gegenüber den
Gemeinden, die keinen eigenen Ombudsmann haben, bemüht sich der Ombudsmann, soweit es sich
um die Erledigung einer föderalen Aufgabe handelt, die Beschwerde durch Intervention bei der
föderalen Aufsichtsbehörde zu bearbeiten (hauptsächlich, was die Ausstellung von Fahrerlaubnissen,
Personalausweisen und Aufenthaltserlaubnissen anbelangt).

❖ Einführung eines konstruktiven Dialogs mit der Verwaltung

In dem Bemühen um Transparenz, Fairplay und Respekt vor dem Sachverstand der Verwaltung war es
dem Föderalen Ombudsmann ein großes Anliegen, die bilateralen Kontakte und den Meinungsaus-
tausch mit der Verwaltung fortzusetzen.

Die Verwaltung hat insgesamt enthusiastisch auf diese Willensäußerung, einen konstruktiven Dialog mit
dem Föderalen Ombudsmann einzurichten, reagiert. Das Jahr 2006 bot somit Gelegenheit für ein
Zusammentreffen mit den Direktionsausschüssen der drei föderalen öffentlichen Dienste, die auf
Grund ihres Auftrags am meisten den Beschwerden der Bürger ausgesetzt sind: der FÖD Finanzen, der
FÖD Inneres und der FÖD Soziale Sicherheit.

Desgleichen wurde die Praxis der halbjährlichen Zusammenkünfte mit den Generaldirektionen, die am
meisten von den Einsätzen des Föderalen Ombudsmannes betroffen sind, dort, wo diese bereits
gegeben war, gestärkt, und dort, wie sie sich als notwendig herausstellte, eingeführt. Auch in diesem
Jahr konnte durch die informelle Methode der Bearbeitung einzelner Akten mit dem Ausländeramt im
Wege monatlicher Sitzungen zwischen den Bediensteten der Direktion Zugang und Aufenthalt und
den Mitarbeitern des Föderalen Ombudsmannes eine Lösung für mehrere hundert Beschwerden
gefunden werden.

Daneben konnten immer dann, wenn der Föderale Ombudsmann seine Absicht, eine Empfehlung zu
formulieren, zum Ausdruck brachte, Ad-hoc-Sitzungen mit dem leitenden Beamten und/oder dem
Kabinett des zuständigen Ministers abgehalten werden. Diese Vorgehensweise hat in einigen Fällen die
Verwaltung dazu veranlasst, sofort die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um den Anliegen der
Ombudsmänner zu begegnen. So hat das Ausländeramt im FÖD Inneres sich bereit erklärt, ab sofort
systematisch eine sachliche Prüfung der Anträge auf Aufenthaltserlaubnis durchzuführen, die von
Ausländern eingereicht werden, die als Staatenlose anerkannt sind. Desgleichen hat die Generaldi-
rektion Institutionen und Bevölkerung eingeräumt, dass ihre Inspektoren die einschlägigen
Beweiselemente berücksichtigen müssen, die eine rückwirkende Eintragung in die Bevölkerungsregister
ermöglichen. In anderen Fällen haben die konstruktiven Meinungsaustausche, die stattgefunden haben,
dem Föderalen Ombudsmann dabei geholfen, seine Analyse zu verfeinern, was in einigen Fällen dazu
geführt hat, dass die Beschwerde neu formuliert oder zurückgenommen wurde.
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2. Neue Methoden zur Evaluierung der
Beschwerden

Bei der Präsentation unserer Aufgabenerklärung im Jahresbericht 2005 hatten wir eine mögliche
Korrektur unserer Evaluierungsmethoden angekündigt. Zu diesem Zweck wurde eine Arbeitsgruppe
eingesetzt, die sich aus für die verschiedenen Sektoren der föderalen Verwaltungen zuständigen Mitar-
beitern zusammensetzte. Diese Arbeitsgruppe hat eine vergleichende Analyse der Systeme zur
Evaluierung der Beschwerden vorgenommen, die in den wichtigsten belgischen und europäischen
Schiedseinrichtungen angewandt werden und diese mit der Typologie der Beschwerden, die dem
Föderalen Ombudsmann vorgelegt werden, verglichen. Diese Arbeiten haben zu einer völligen
Neufassung unserer Evaluierungsmethoden geführt.

Warum neue Methoden?

Bisher stand die Evaluierung der Verwaltungshandlung im Mittelpunkt unseres Systems zur Evaluierung
der Beschwerden. Das System wies somit einen doppelten Nachteil auf:

– einerseits war es für den Beschwerdeführer, der nicht genau darüber informiert war, ob seine
Beschwerde gerechtfertigt war, schwer zu verstehen;

– andererseits konnte die Evaluierung, die sich auf eine individuelle Beschwerde bezog, als Werturteil
über das eigentliche Funktionieren der Verwaltung und damit ihrer Bediensteten begriffen werden.

Im Übrigen bot dieses System Anlass zu Verwechslungen in dem Maße, indem in der Evaluierung der
Verwaltungshandlung das Ergebnis des Einschreitens des Föderalen Ombudsmannes mit berücksichtigt
wurde.

Gemäß unserer Aufgabenerklärung legt das neue Evaluierungsverfahren das Schwergewicht auf die eigent-
liche Beschwerde, versteht sich aber zugleich als ein wirksames Analyseinstrument, das von den
Verwaltungen genutzt werden kann.

Indem er das Schwergewicht auf die Evaluierung der Beschwerde legt, schließt sich der Föderale
Ombudsmann der Praxis der meisten anderen belgischen institutionellen Ombudsmänner an und trägt
somit ebenfalls dazu bei, das Verständnis des Bürgers für die Tätigkeit des institutionellen Ombuds-
mannes zu verbessern.

Es geht von nun an darum, im Lichte etlicher Ombudsnormen zu prüfen, ob die Beschwerde, die dem
Föderalen Ombudsmann vorgelegt wurde, begründet ist. Diese Normen, die vormals als „Grundsätze
der ordnungsgemäßen Verwaltung“ bezeichnet wurden, decken in Wirklichkeit größere Anforde-
rungen ab als das, was der Staatsrat unter diesem Begriff versteht.
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Die Prüfung einer Beschwerde kann zu einer der folgenden vier Evaluierungen führen:
– begründet
– unbegründet
– teilweise begründet
– ohne Bewertung.

Die Rubrik „ohne Bewertung“ deckt ihrerseits vier verschiedene Hypothesen ab:
– den Vermittlungsversuch
– die Unmöglichkeit, Stellung zu nehmen
– der Beschwerdeführer antwortet nicht auf die Informationsanfragen des Ombudsmannes
– die Beschwerde ist gegenstandslos geworden.

Fünfzehn Normen der guten Verwaltungspraxis werden als Kriterium bei der Evaluierung der
Beschwerde herangezogen:
1) Richtige Rechtsanwendung
2) Gleichheit
3) Vernunft- und Verhältnismäßigkeitserfordernis
4) Unparteilichkeit
5) Rechtssicherheit
6) Vertrauensgrundsatz
7) Anhörungsrecht
8) Angemessene Frist
9) Sorgfältige Verwaltung
10) Wirksame Koordinierung
11) Angemessene Begründung
12) Aktive Information
13) Passive Information
14) Höflichkeit
15) Angepasste Zugänglichkeit

Mit dem neuen Evaluierungsverfahren soll ebenfalls die Kommunikation zwischen dem Föderalen
Ombudsmann und den Beschwerdeführern einerseits und den föderalen Verwaltungen andererseits
verbessert werden. Besondere Aufmerksamkeit wird daher der Begründung der Evaluierung beige-
messen, die in den Schreiben, mit denen die Beschwerde abgeschlossen wird, angegeben ist.

Sobald die Begründetheit der Beschwerde evaluiert ist, erstattet der Föderale Ombudsmann über
das Ergebnis Bericht, das nach seinem Eingreifen erzielt wurde:

a) falls die Beschwerde begründet oder teilweise begründet ist:
– Berichtigung
– Teilweise Berichtigung
– Berichtigung abgelehnt
– Berichtigung unmöglich
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b) wenn er einen Vermittlungsversuch durchgeführt hat:
– erfolgreich
– nicht erfolgreich

Diese Unterscheidung zwischen der Evaluierung der eigentlichen Beschwerde und dem Ergebnis des
Eingreifens des Föderalen Ombudsmannes erhöht somit die Transparenz, sowohl bezüglich der
eigenen Wirksamkeit als auch bezüglich der Zusammenarbeit der Verwaltung.

Diese neuen Evaluierungsmethoden waren Ende 2006 Gegenstand einer Testphase. Nachdem einige
Anpassungen vorgenommen wurden, ersetzen diese ab dem Tätigkeitsjahr 2007 die alten Methoden.
Anlässlich des Neujahrsempfangs, den wir zum ersten Mal am 31. Januar 2007 für die leitenden
Beamten gegeben haben, haben wir ihnen die neuen Methoden offiziell vorgestellt.

Die Statistiken des vorliegenden Jahresberichts sind somit die letzten, die auf der Basis der im Jahres-
bericht 2000 veröffentlichten Evaluierungsmethoden erstellt wurden.

3. Die Verwaltung des Dienstes

Personalverwaltung und Personalbestand

Verglichen mit der Situation am 1. Januar 2006 ist der Personalbestand auf Grund der Einstellung eines
vertraglichen Mitarbeiters um eine Einheit gestiegen. Dieser vertragliche Mitarbeiter ersetzt einen
statuarischen Mitarbeiter, der wegen Krankheit in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurde.

Die nachstehende Tabelle gibt den Personalbestand unseres Dienstes zum 1. Januar 2007 wieder.

Niveau Sprache Geschlecht Rechtsstatut Personal-
bestand in

VZÄ2

Gesamt
organischer

Rahmen
N F M W Statuta-

risch
Vertraglich

A (a) 13 11 12 12 18 6 24 24

B (b) 7 7 (c) 4 10 9 5 14 12 (+ 2)

C 1 1 2 0 0 2 2 2

D (d) 1 2 0 3 0 3 2 (2 VZÄ)

Gesamt 22 21 18 25 27 16 42 38 (+4)

(a) davon 2 Sachbearbeiter mit zeitlich begrenztem Auftrag (Verwalter und Auditor- Koordinator)
(b) davon 2 vertragliche Empfangsmitarbeiter, Artikel 4 des organischen Rahmens (dringender und zeitweiliger Bedarf)
(c) davon ein Direktionsassistent, der wegen Krankheit in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurde, und ein vertraglicher Mitarbeiter, der im

Rahmen eines Ersatzvertrages eingestellt wurde.
(d) Reinigungspersonal, dem Niveau D gleichgestellt, Artikel 4 des organischen Rahmens: 3 Mitarbeiter, 2 VZÄ (2 Halbtagskräfte, Sprache F)

2 Vollzeitäquivalent.
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Ende 2006 hat der Föderale Ombudsmann in Zusammenarbeit mit Selor externe Verfahren der
Stellenausschreibung für die Besetzung mehrerer statutarischer Sachbearbeiter-Posten durchgeführt.
Ziel ist es, 1 Direktor (F), 2 Auditoren-Koordinatoren (F und/oder N) und 1 für die Kommunikation
zuständigen Auditor-Koordinator (F oder N) einzustellen.

Haushalts- und Finanzgebaren

Die Buchführung, die nach wirtschaftlichen Grundsätzen erstellt wird, wird nahezu vollständig intern
organisiert. Die Rechnungsführung und der Haushalt werden jährlich einer nachträglichen Kontrolle
durch den Rechnungshof zugeführt.

Die Haushaltsgrunddaten 2005-2007 sind in der nachstehenden Tabelle wiedergegeben:

Haushaltsjahr Jahresabschluss
2005

Haushalt3
2006

Haushalt
2007

Einnahmen
Mittelzuweisung
Überschussvortrag
Sonstige Einnahmen

3 760 885,92
3 587 000,00

170 225,77
3 660,15

3 698 170,00
3 426 490,924

271 679,08

3 852 560,00
3 500 000,00

352 560,00

Ausgaben 3 515 932,53 3 698 170,00 3 852 560,00

Saldo 244 953,39

Im „Jahresabschluss 2005“ ist unter der Rubrik „Ausgaben“ die Summe der tatsächlichen Ausgaben
aufgeführt; im „Haushalt 2006“ und „Haushalt 2007“ werden hier die von der Kammer bewilligten
(Ausgaben-)Ansätze abgebildet. Diese Ausgabenansätze werden durch die eigene Mittelzuweisung –
also durch den jährlichen Betrag, der im allgemeinen Ausgabenhaushalt des Föderalstaates angesetzt ist
– und die Überschussvorträge aus früheren Jahren finanziert.

Der Föderale Ombudsmann hat seine Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des
Rechnungshofes aktiv fortgesetzt, um eine einheitliche Haushaltsstruktur für Institutionen, die Mittelzu-
weisungen erhalten, zu verabschieden. Die neue Struktur war 2006 Gegenstand einer Evaluierung und
wurde teilweise integriert. Sie wird 2007 sowohl für den Haushalts als auch für den Jahresabschluss voll
umgesetzt. Der Verwalter repräsentiert den Föderalen Ombudsmann innerhalb dieser Arbeitsgruppe.

EDV-Verwaltung und Verwaltung der Betriebsmittel

2006 hat die permanente Anpassung der EDV-Systeme an die neuen Arbeitsmethoden im Mittelpunkt
unserer Bemühungen gestanden. Um die Leistung des EDV-Werkzeugs und dessen Optimierung zu
gewährleisten, haben wir über das Netz Fedman-II die Dienste von Fedict in Anspruch genommen.

3 Der Jahresabschluss 2006 wird im Laufe des Jahres 2007 vom Rechnungshof geprüft und von der Abgeordnetenkammer
gebilligt werden.

4 Auf 3 427 000,00 EUR im allgemeinen Ausgabenhaushalt 2006 aufgerundet.
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Jeder Mitarbeiter verfügt jetzt über eine eigene E-Mail-Adresse und einen eigenen Internet- Zugang.

In unserem vorangegangen Jahresbericht hatten wir bereits über den Platzmangel in den Räumlich-
keiten in der rue Ducale 43 in Brüssel berichtet. Diesem Platzmangel werden wir 2007 abhelfen, was
durch die Umstände im Zusammenhang mit dem Ablauf des Mietvertrags noch gefördert wird. Der
Vermieter hatte in der Tat nicht mehr die Absicht, das zurzeit vom Dienst genutzte Gebäude ohne das
angrenzende Gebäude, das seit mehreren Monaten leer steht, zu vermieten. Nach Beratung mit dem
Präsidenten, dem Protokollführer und dem Generaldirektor der Finanzabteilung der Abgeordneten-
kammer haben wir beschlossen, ab dem 1. April 2007 ebenfalls das Gebäude mit der Hausnummer 45,
rue Ducale, anzumieten. Das nicht ganz so große Gebäude wird zurzeit renoviert.

4. Schwierigkeiten, auf die wir bei der
Ausübung unseres Amtes gestoßen sind

In unserem vorangegangenen Jahresbericht hatten wir angekündigt, dass Fragen bezüglich der Kompe-
tenzen und der Handlungsmöglichkeiten der Institution ab sofort nicht mehr im Rahmen der
allgemeinen Empfehlungen, sondern in einem eigenen Kapitel angesprochen werden würden, das sich
mit den Schwierigkeiten befasst, auf die die Ombudsmänner in der Ausübung ihres Amtes stoßen.

Informations- und Orientierungsanfragen

Ein Fünftel der Akten, die beim Föderalen Ombudsmann eingereicht wurden, bestand auch in diesem
Jahr wieder aus Informations- oder Orientierungsanfragen.

Der Föderale Ombudsmann hat nicht den Auftrag, die Öffentlichkeit zu informieren. Auch wenn wir
im Prinzip die betroffene Person an den Informationsdienst verweisen, der am besten geeignet ist, ihr
zu helfen, versuchen wir nichtsdestoweniger, ihr die zweckdienlichen Informationen zu geben, über die
wir verfügen. Nur allzu oft wird der Betreffende bereits von einem Dienst an den anderen verwiesen,
bevor er beim Ombudsmann landet, und der x-te Verweis würde die Gefahr mit sich bringen, den
Bürger angesichts des Verwaltungsapparats endgültig zu entmutigen. Im letzten Kapitel des III. Teils, der
sich mit der Analyse der Akten befasst, versuchen wir einen Überblick über die wichtigsten Themen zu
geben, die 2006 Informationsanfragen ausgelöst haben. Dies kann in der Tat ein Hinweis auf einen
Mangel oder eine Unkenntnis der Informationswerkzeuge sein, die in bestimmten Sektoren der
föderalen Verwaltung bestehen.
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Aussetzung der Beschwerde im Falle einer gerichtlichen
Beschwerde oder einer organisierten administrativen Beschwerde

Artikel 13 Absatz 1 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner sieht
vor, das „Die Untersuchung einer Beschwerde ausgesetzt [wird], wenn die Fakten Gegenstand einer gericht-
lichen Beschwerde oder einer organisierten administrativen Beschwerde sind. Die Verwaltungsbehörde
informiert die Ombudsmänner über die Einreichung der Beschwerde.“

Mit diesem Artikel wurde eine absolute Trennung zwischen dem Gerichts- und dem Vermittlungsver-
fahren eingeführt. In der Vorstellung des damaligen Gesetzgebers hatte der Betroffene sich für den
einen oder anderen Weg zu entscheiden.

Inzwischen ist diese Vorstellung jedoch vom Gesetzgeber selbst eindeutig infrage gestellt worden. Mit
der Verabschiedung des Gesetzes vom 21. Februar 2005 zur Änderung des Gerichtsgesetzes im
Bereich der Vermittlung hat der Gesetzgeber die Vermittlung zum Bestandteil des Gerichtsverfahrens
gemacht.

Anlässlich der Diskussionen über die Weiterverfolgung der von unseren Vorgängern formulierten
Empfehlung 97/04 hat sich der Petitionsausschuss bereits bei mehreren Gelegenheiten zugunsten einer
Änderung des Artikels 13 des Gesetzes vom 22. März 1995 ausgesprochen, um diese Blockade aufzu-
heben. Ein Gesetzesvorschlag in diesem Sinne wurde im September 2003 eingereicht5, ist aber bis
heute noch nicht im Innenausschuss diskutiert worden.

In diesem Jahr haben wird erneut die Untersuchung einer signifikanten Anzahl von Beschwerden6 aus
diesem Grund aussetzen müssen, obschon die Einreichung der gerichtlichen Beschwerde und die
notwendige Frist zur Untersuchung der Angelegenheit vor Gericht an sich kein Hindernis für die
parallele Suche nach einer Lösung mit der Verwaltung darstellten. Für den Betroffenen stellt die Einrei-
chung einer gerichtlichen Beschwerde häufig das einzige Mittel dar, um seine Recht zu wahren, falls die
Vermittlung des Ombudsmannes erfolglos verläuft, der – wir wollen noch einmal daran erinnern –
niemanden zwingen kann. Die Option, die dem Gesetzgeber 1995 vorgeschwebt hat, ist daher oft
nichts anderes als eine erzwungene Wahl.

Kompetenz des Föderalen Ombudsmannes im Bereich des
Schutzes der Menschenrechte

Der Föderale Ombudsmann wird immer häufiger von belgischen oder internationalen Instanzen
gebeten, sich an der Redaktion von Berichten über die Einhaltung der internationalen Verpflichtungen
Belgiens auf dem Gebiet des Schutzes der Menschenrechte und der Grundfreiheiten zu beteiligen.

5 Gesetzesvorschlag zur Änderung des Artikels 13 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner, Dok.
51 222/001

6 2006 wurden bei 74 Akten die Untersuchungen ausgesetzt; davon betrafen mehr als die Hälfte den Sozialsektor.
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So ist der Ombudsmann im April 2005 vom FÖD Justiz gebeten worden, mit der Delegation des
Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (CEPT) anlässlich ihres Besuchs in Belgien zusammenzutreffen. 2006 wurde
der Ombudsmann aufgefordert, seinen Beitrag zur Erstellung des 3. Berichts Belgiens über das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes zu leisten.

Desgleichen nutzt das europäische Netz unabhängiger Grundrechtsexperten die Berichte des
Föderalen Ombudsmannes für die Erstellung des Jahresberichtes betreffend die Situation der Grund-
rechte in Belgien. In Anbetracht seiner aktuellen Aufgaben konnte der Föderale Ombudsmann
dagegen einer Bitte um einen aktiveren Beitrag zu diesem Bericht nicht nachkommen.

Neben seiner allgemeinen Zuständigkeit für Beschwerden betreffend die Handlung und das Funktio-
nieren der föderalen Verwaltungsbehörden ist der Föderale Ombudsmann selbstverständlich befugt,
Beschwerden entgegen zu nehmen, die mögliche Verletzungen der Menschenrechte durch das
Vorgehen einer föderalen Verwaltungsbehörde betreffen. Wenn er mit einer diesbezüglichen
Beschwerde befasst wird, kann er alle Befugnisse, über die er verfügt, nutzen, um die Umstände der
angeblichen Verletzung zu untersuchen, und, falls ein solcher Verstoß tatsächlich vorliegt, empfehlen,
dass die Verletzung sofort beendet wird, und dem Parlament darüber Bericht erstatten.

Dagegen hat der Föderale Ombudsmann, was den Schutz und die Förderung der Menschenrechte und
der Grundfreiheiten anbelangt, keinen ausdrücklichen Auftrag. Daraus ergibt sich insbesondere, dass er
auf diesem Gebiet über kein Initiativrecht verfügt. Desgleichen muss er es dem Parlament überlassen,
seine Feststellungen, zu denen er bei der Bearbeitung der Beschwerden gelangt ist, vorrangig zu
behandeln.

Im Rahmen der Reformmaßnahmen, die die Gruppe der Weisen, die den Auftrag hatte, die langfristige
Wirksamkeit des Kontrollmechanismus der europäischen Menschenrechtskonvention zu untersuchen,
vorgeschlagen hat, beschwört diese die Möglichkeit einer Empfehlung des Ministerrates herauf, mit der
die nationalen Ombudsmänner und vergleichbaren Organe in allen Fällen für die Menschenrechte für
zuständig erklärt werden sollen. Dieser Vorschlag wird vom Menschenrechtskommissar beim
Europarat unterstützt. Auf seine Initiative hin wird im kommenden April eine Runder Tisch der
Ombudsmänner und nationalen Menschenrechtsinstitutionen organisiert, der sich mit den möglichen
Mechanismen der Zusammenarbeit zwischen dem Kommissar und den nationalen Strukturen befassen
wird.

In einigen Ländern ist der nationale Ombudsmann für spezifische Aufgaben im Bereich des Schutzes
der Menschenrechte zuständig. So ist in Frankreich der Ombudsmann der Republik soeben im Rahmen
der nächsten Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen der Vereinten Nationen
gegen Folter mit der externen Kontrolle der Gefängnisse beauftragt worden.
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II.
Allgemeine Zahlen
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1. Einleitung

Der Leser findet in diesem zweiten Teil eine ganze Reihe von allgemeinen statistischen Angaben, die
einen Überblick über die Anzahl, die Sprache, das benutzte Kommunikationsmittel, die Zulässigkeit,
den Stand der Bearbeitung und der Evaluierung sowie über die Dauer der Bearbeitung der Akten
geben. Die statistischen Angaben zu den verschiedenen föderalen Verwaltungen finden sich im IV. Teil.

Der in diesem Jahresbericht 2006 in Betracht gezogene Zeitraum deckt das Kalenderjahr ab. Die in
diesem Teil aufgegriffenen Zahlen erstatten über die Situation am 31. Dezember 2006 Bericht.

Soweit nichts anderes ausdrücklich angegeben ist, greifen die Tabellen und Grafiken mit dem Ziel,
einen besseren Überblick über die Akten zu geben, die während des Tätigkeitsjahres 2006 eingereicht
wurden, nur die neuen Akten des Tätigkeitsjahres auf um zu vermeiden, dass die Akten der vorange-
gangenen Jahre, die 2006 noch in Bearbeitung sind, erneut in die Zahlen einfließen. Die während der
vorangegangenen Tätigkeitsjahre eingereichten Akten werden noch global im Kommentar erwähnt
und in einigen Grafiken ausdrücklich aufgegriffen, um auf diese Weise dennoch die gesamte Arbeits-
belastung für jedes Tätigkeitsjahr zu veranschaulichen. Soweit möglich, spiegeln die allgemeinen Zahlen
die Entwicklung zwischen den Jahren 2005 und 2006 wider.

2. Allgemeine Statistiken

2.1. Neue Akten

Neue Akten: Entwicklung 2005-2006

2005
3606 Beschwerden
76,7%

1095 Informationsanfragen
23,3%

Gesamt: 4701

2006
Gesamt: 4515 3554 Beschwerden

78,7%
961 Informationsanfragen
21,3%

Beschwerden Informationsanfragen Gesamt

Für das Tätigkeitsjahr 2006 beläuft sich die Gesamtzahl der neuen Akten auf 4.515; davon waren 961
Informationsanfragen (gegenüber 4.701 neuen Akten in 2005, wovon 1.095 Informationsanfragen waren).

Neben den Beschwerden und Informationsanfragen erhält der Föderale Ombudsmann auch sehr viele
telefonische Informationsanfragen, die nicht zu den Akten gezählt werden (diese Anfragen werden
vom Zentralsekretariat beantwortet).
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Die Beantwortung der schriftlichen oder telefonischen Informationsanfragen stellt einen nicht unerheb-
lichen Teil der Arbeitsbelastung dar. Der Föderale Ombudsmann bemüht sich in der Tat, auf diese
Weise den Personen zu helfen, die keine Beschwerde formulieren, sondern eine Information erbitten.

2.2. Entwicklung der Akten im Laufe von 10 Jahren

Anzahl Akten: Entwicklung 1997-2006

1997

1998

1999

2000

2001

2002

2003

2004

2005

2006

1439

1606

2164

2686

3017

2966

2770

3458

3637

3554

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Beschwerden

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Informationsanfragen

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

Gesamt:

1439

1606

2234

3030

3984

4278

4097

4776

4700

4515

70

344

967

1312

1327

1318

1063

961

Beschwerden Informationsanfragen Gesamt

Diese Grafik zeigt die zahlenmäßige Entwicklung der Beschwerden und Informationsanfragen seit der
Vereidigung der ersten Ombudsmänner im Januar 1997. Die Informationsanfragen werden erst seit
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Einführung des aktuellen EDV-Systems im Jahre 2001 exakt aufgezeichnet. Über einen Zeitraum von
10 Jahren hat der Föderale Ombudsmann 34.659 Akten verzeichnet; davon waren 27.297
Beschwerden.

Die Grafik greift die Anzahl der Beschwerden und Informationsanfragen der vorangegangenen Tätig-
keitsjahre auf, wie sie zum 31. Dezember 2006 ermittelt wurden. Die (geringfügigen) Abweichungen
zu den Zahlen, die in den aufeinander folgenden Jahresberichten angegeben sind, lassen sich durch
technische Berichtigungen (Streichung der Dubletten) und die Änderung der Informationsanfragen in
Beschwerden (oder umgekehrt) erklären.

2.3. Neue Akten nach Sprachen

Neue Akten nach Sprache: Entwicklung 2005-2006

Beschwerden Französisch

Informationsanfragen Französisch

Beschwerden Niederländisch

Informationsanfragen 
Niederländisch
Beschwerden Deutsch / andere

Informationsanfagen Deutsch 
/ andere

37,1% 36,9%

10,6% 8,9%38,4% 40,7%

12,5% 12,2%

1,2% 1,1%0,2% 0,1%

2005 2006
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2.4. Neue Akten nach Kommunikationsmittel

Das Kommunikationsmittel zeigt an, wie eine Beschwerde oder eine Informationsanfrage eingereicht
wurde. Während des Tätigkeitsjahres 2006 – es handelt sich um eine Premiere – waren die Akten, die
auf elektronischem Wege eingereicht wurden (per E-Mail oder auf der Webseite des Föderalen
Ombudsmannes) zahlreicher als die mit der Post eingereichten Akten.

Neue Akten nach Kommunikationsmittel

1621 Akten

1374 Akten

951 Akten

264 Akten

237 Akten

68 Akten

E-Mail

Brief

Telefon

Besuch

Fax

Sprechtage

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

35,9%

30,4%

21,1%

5,8%

5,2%

1,5%

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

28,7%

29,2%

27,5%

8,0%

4,2%

2,4%

2.5. Zulässigkeit der neuen Beschwerden

Die unzulässigen oder weitergeleiteten Akten stellen einen nicht unerheblichen Teil der Arbeitsbela-
stung dar. In der Tat kann die Entscheidung, eine Akte für unzulässig zu erklären oder an einen anderen
Vermittlungsdienst weiterzuleiten, erst nach gründlicher Prüfung getroffen werden.

Von den 3.554 neuen Beschwerden waren 652 unzulässig; 134 Beschwerden wurden an einen
anderen Vermittlungsdienst weitergeleitet. Die verbleibenden 2.768 Beschwerden wurden für zulässig
erklärt.
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Zulässigkeit der neuen Beschwerden

Weiterleitung

Unzulässig

Zulässig
2768 Beschwerden

652 Beschwerden

134 Beschwerden

2006:

2006:

2006:

77,9%

18,3%

3,8%

2005:

2005:

2005:

73,6%

23,3%

3,1%

2.6. Neue zulässige Beschwerden nach Sprache

Neue zulässige Beschwerden nach Sprache: Entwicklung 2005-2006

Französisch 

Niederländisch

Deutsch/andere

50,9% 50,9%

47,5% 47,7%

1,5% 1,4%

2005 2006
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2.7. Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

Diese Grafik teilt die Zahl der Beschwerden entsprechend den Gründen der Unzulässigkeit auf, wie sie
in dem Organgesetz und der internen Dienstordnung des Föderalen Ombudsmannes aufgezählt sind.
Die weitergeleiteten Beschwerden werden hier ebenfalls als eine Kategorie unzulässiger Beschwerden
angesehen.

Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

Fakten sind älter als ein Jahr

Bestätigung mangels neuer Fakten

Sonstiges

Offensichtlich unbegründet

Mangels vorheriger Schritte

Weiterleitung

Ratione materiae

Gesamt: 786 unzulässige Beschwerden

494 Beschwerden

134 Beschwerden

82 Beschwerden

38 Beschwerden

18 Beschwerden

13 Beschwerden

7 Beschwerden

62,8%

17,0%

10,4%

4,8%

2,3%

1,7%

0,9%
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2.8. Weitergeleitete Akten

Bestimmung der Weiterleitungen

2006 %
Flämischer Ombudsmann 38 28,4%

Ombudsdienst Pensionen 25 18,7%

Hoher Justizrat 18 13,4%

Omdusdienst für Telekommunikation 18 13,4%

Ombudsmann der Wallonischen Region 7 5,2%

Ombudsdienst der Post 7 5,2%

Lokale Ombudsdienste 5 3,7%

Föderale Kommission ″Rechte des Patienten″ - Ombudsdienst 5 3,7%

Ombudsdienst der NGBE 5 3,7%

Ombudsdienst der Französischsprachigen Gemeinschaft 2 1,5%

P-Ausschuss 2 1,5%

Ausschuss für den Schutz der Privatsphäre 2 1,5%

134

Wir verwenden ab sofort eine strengere Definition der weitergeleiteten Akten im Sinne des Artikels 9,
Absatz 2 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner. Die
Beschwerden werden unverzüglich und ohne Formalitäten weitergeleitet und in den Statistiken als
weitergeleitet geführt, wenn sie sich auf eine föderale, regionale, gemeinschaftliche oder lokale Verwal-
tungsbehörde beziehen, die auf Grund einer gesetzlichen Vorschrift über einen eigenen Ombudsmann
verfügt. Beschwerden, die sich auf andere Instanzen beziehen, werden für unzulässig erklärt (auch dann,
wenn die Akte an einen Beschwerde- oder Vermittlungsdienst geschickt wird).

2.9. Stand der Bearbeitung der zulässigen Beschwerden zum
31. Dezember 2006

Am 31. Dezember 2005 befanden sich 2.128 Akten (die 2005 oder in früheren Tätigkeitsjahren einge-
reicht worden waren) noch in Bearbeitung. Anfang 2006 wurden 55 von diesen Akten für unzulässig
erklärt oder weitergeleitet. Von den 2.073 zulässigen Beschwerden aus vorangegangenen Tätigkeits-
jahren wurden im Jahr 2006 1.677 abgeschlossen, während 396 sich am 31. Dezember 2006 noch in
Bearbeitung befanden. Von den 2.768 zulässigen Beschwerden, die 2006 eingereicht wurden, befinden
sich am 31. Dezember 2006 noch 1.388 in Bearbeitung. Der Bestand der zulässigen Beschwerden,
deren Bearbeitung am Ende des Tätigkeitsjahres noch nicht abgeschlossen ist, ist somit von 2.128 am
31. Dezember 2005 auf 1.784 am 31. Dezember 2006 gesunken (1 388 + 396).
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Stand der zulässigen Beschwerden zum 31.12.2006

Anhängig
396 1388

Abgeschlossen
1677 1380

Vorherige Jahrgänge 2006

Gesamt : 1784

Gesamt : 3057

Gesamt 

Eine zulässige Beschwerde wird abgeschlossen, sobald das Ergebnis dem Beschwerdeführer (2.983)
mitgeteilt wurde oder die Untersuchung der Beschwerde ausgesetzt wurde (gerichtliche Beschwerde
oder organisierte administrative Beschwerde: 74).

2.10. Neue zulässige Beschwerden nach Verwaltung

Die folgenden Tabellen spiegeln die Entwicklung der Aufteilung der neuen zulässigen Beschwerden
nach Verwaltung in den Jahren 2005 und 2006 wider. Es wird unterschieden zwischen den
Beschwerden, die von einem Beamten gegen die eigene Verwaltung eingereicht werden und/oder die
Anwendung seines Status betreffen (es handelt sich also um die „Beschwerden von Beamten“) und den
übrigen Beschwerden. In den im IV. Teil aufgegriffenen Angaben nach Verwaltung sind die
Beschwerden von Beamten ab sofort nicht mehr enthalten.

Neue zulässige Beschwerden nach Behörde (ohne die Beschwerden von Beamten)

2006 2005
Kanzlei der Premierministers 1 2

Personal und Organisation 37 36

Informations- und Kommunikationstechnologie 2 0

Justiz 81 97

Inneres 1182 1055

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 79 81

Landesverteidigung 6 3

Finanzen 606 614

Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung (ohne die sozialen halbstaatlichen
Einrichtungen)

16 11

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 140 128

Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 42 39

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 30 31

Mobilität und Transportwesen 79 141

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 0 4

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 270 193

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten
Zusammenhang mit den FÖD/FÖP

12 9

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag 139 133

Andere 17 65

2739 2642
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Neue zulässige Beschwerden von Beamten nach Behörde

2006 2005
Personal und Organisation 1 0

Justiz 12 32

Inneres 5 4

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 5 2

Landesverteidigung 3 6

Finanzen 28 31

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 1 0

Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 3 5

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 1 1

Mobilität und Transportwesen 1 3

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 1 1

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 4 5

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten
Zusammenhang mit den FÖD/FÖP

9 5

74 95

Da mehrere Verwaltungsbehörden von ein und derselben Beschwerde betroffen sein können, ist die
Gesamtzahl der Beschwerden nach Verwaltung höher als die Anzahl der zulässigen Beschwerden
(2 739 + 74 = 2 813, gegenüber 2 768 neuen zulässigen Beschwerden im Jahr 2006).

Die Zunahme der Beschwerden über die halbstaatlichen Sozialeinrichtungen ist darauf zurückzuführen,
dass 2006 rund 100 ähnliche Beschwerden im Zusammenhang mit dem Konkurs desselben Unter-
nehmens eingereicht wurden.

2.11. Neue zulässige Beschwerden nach Sektor

Neue zulässige Beschwerden nach Bereich

Andere

Wirtschaftsbereich

Sozialbereich

Finanzen

Autoritätsdepartemente

50,2%

22,6%

20,7%

5,0%

1,4%
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2.12. Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden

Die zulässigen und endgültig abgeschlossenen Beschwerden wurden in eine der folgenden Kategorien
eingeordnet:

Die Bewertung „angemessene Verwaltung“ wird erteilt, wenn das Vorgehen der Verwaltung nicht zu
beanstanden ist oder wenn der Fehler aus eigenem Antrieb beseitigt wird, bevor der Föderale
Ombudsmann eingreift.

Die Bewertung „angemessene Verwaltung nach Eingreifen“ zeigt an, dass die Verwaltung einen Fehler
gemacht hat, der nach Eingreifen des Föderalen Ombudsmannes behoben wurde.

Der Föderale Ombudsmann schließt eine Akte im „Konsens“ ab, wenn ein Problem entweder durch
eine Vermittlung oder durch die Beseitigung eines Missverständnisses gelöst wurde, ohne dass wirklich
von angemessener oder unangemessener Verwaltung die Rede sein kann.

Die Bewertung „geteilte Verantwortung“ wird erteilt, wenn der Beschwerdeführer und die Verwaltung
je zu einem Teil für die unangemessene Verwaltung verantwortlich sind.

Die Bewertung „unangemessene Verwaltung“ wird erteilt, wenn ein von der Verwaltung begangener
Fehler trotz Eingreifens des Föderalen Ombudsmannes nicht behoben wurde.

Was die Bewertung „unbestimmbare Verantwortung“ anbelangt, so wird diese verwendet, wenn weder
die Verantwortlichkeit des Beschwerdeführers noch die der Verwaltung eindeutig festgestellt werden
kann.

Eine Akte wird „mangels Information abgeschlossen“, wenn der Beschwerdeführer dem Föderalen
Ombudsmann keine ergänzenden Informationen mitgeteilt hat, die für die Bearbeitung seiner Akte
unbedingt erforderlich sind.

Und schließlich schließt der Föderale Ombudsmann diejenigen Akten, deren Problem vor Eingreifen
des Ombudsmannes, aber nach Einschreiten eines Dritten, bzw. nach Eingreifen des Föderalen
Ombudsmannes geklärt wurde, ohne dass eindeutig festgestellt werden kann, ob das Eingreifen des
Föderalen Ombudsmannes entscheidend zur Klärung des Problems beigetragen hat, „ohne Bewertung“
ab. Es kann auch sein, dass ein Einzelfall ohne Eingreifen des Föderalen Ombudsmannes geklärt wurde,
während das strukturelle Problem oder die Vorschrift der Verordnung, die für den Streit ursächlich
war, unverändert fortbesteht.

Die nachstehende Grafik gibt eine Übersicht über die Bewertung der 2.983 Beschwerden, die 2006
abgeschlossen wurden. Die Beschwerden von Beamten sind in diesen Zahlen enthalten.
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Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden

728 Beschwerden

967 Beschwerden

397 Beschwerden

20 Beschwerden

352 Beschwerden

36 Beschwerden

232 Beschwerden

369 Beschwerden

Angemessene Verwaltung

Angemessene Verwaltung nach Intervention

Konsens

Geteilte Verantwortung

Unangemessene Verwaltung

Unbestimmbare Verantwortung

Mangels Information abgeschlossen

Ohne Bewertung

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

23,5%

31,2%

12,8%

0,6%

11,3%

1,2%

7,5%

11,9%

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

2005:

32,3%

23,6%

8,8%

1,2%

5,8%

2,0%

16,2%

10,1%

Unter dem Gesichtspunkt der Statistik ist die Anzahl der beim Föderalen Ombudsmann eingereichten
Beschwerden gegenüber der Anzahl Akten, die von den Verwaltungen bearbeitet werden, nicht reprä-
sentativ genug um das Funktionieren der Verwaltung über mehrere Jahre hinweg zu vergleichen.

Die Differenz zwischen der Anzahl der Bewertungen (3.101, darunter die Beschwerden von Beamten)
und der Anzahl der abgeschlossenen Beschwerden (2.983) ist auf die Tatsache zurückzuführen, dass
ein und dieselbe Beschwerde mehrere Verwaltungen betreffen und demzufolge mit unterschiedlichen
Bewertungen abgeschlossen werden kann.

Wie im ersten Teil dieses Berichts angegeben, wird eine neue Bewertungsmethode ab dem Tätig-
keitsjahr 2007 angewandt werden.
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2.13. Anwendung der Bewertungskriterien

Der Leser findet nachstehend einen Überblick über die Grundsätze der angemessenen Verwaltung, auf
die in den 1.319 Beschwerden, die 2006 mit der Bewertung „unangemessene Verwaltung“ oder
„angemessene Verwaltung nach Eingreifen“ abgeschlossen wurden, abgestellt wurde. In einer Akte kann
an mehreren Grundsätzen festgehalten werden, was erklärt, warum die Gesamtzahl der Kriterien, auf
die abgestellt wurde (1.338) höher ist als die Anzahl der betroffenen Akten (1.319).

Anwendung der Bewertungskriterien

Bewertungskriterium 2006 %2006 2005 %2005
Angemessene Frist 932 66,6% 279 38,0%

Sorgfältigkeit 148 10,6% 152 20,7%

Aktive und passive Information 101 7,2% 133 18,1%

Gleichheit 71 5,1% 13 1,8%

Richtige Rechtsanwendung 65 4,6% 67 9,1%

Angepasste Zugänglichkeit 23 1,7% 14 1,9%

Vernunftsgrundsatz (ggf. Verhältnismäßigkeitserfordernis) 19 1,4% 13 1,8%

Begründung der Verwaltungshandlungen 16 1,1% 20 2,7%

Rechtssicherheit 11 0,8% 4 0,5%

Berechtigtes Vertrauen 7 0,5% 4 0,5%

Achtung der Charta des Benutzers 3 0,2% 24 3,3%

Angemessene Archivierung 1 0,1% 1 0,1%

Unparteilichkeit 1 0,1% 0 0,0%

Höflichkeit 1 0,1% 8 1,1%

Verteidigungsrecht 0 0,0% 1 0,1%

Schutz der Privatsphäre 0 0,0% 1 0,1%

1399 734

Den großen Raum, den der Grundsatz der angemessenen Frist bei der Anwendung der Bewertungs-
kriterien einnimmt, lässt sich zum Teil mit dem Abschluss von Akten, die den FÖD Inneres betreffen,
erklären. Im August ebenso wie im Dezember 2006 hat der Föderale Ombudsmann eine große Anzahl
Akten abgeschlossen und dabei einen Verstoß gegen den Grundsatz der angemessenen Frist durch das
Ausländeramt festgestellt.

Ab dem Tätigkeitsjahr 2007 werden wir von Ombudsnormen sprechen und nicht mehr von den
Grundsätzen der angemessenen Verwaltung.

2.14. Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmannes

Das Eingreifen des Föderalen Ombudsmannes wurde erfolgreich abgeschlossen, wenn die Bewertung
„angemessene Verwaltung nach Intervention“ oder – wie in unserem vorangegangenen Jahresbericht
angekündigt – „Konsens“ abgegeben wurde. In der Tat impliziert die Bewertung „Konsens“ ebenfalls,
dass die Akte einen positiven Ausgang genommen hat. Die Angaben über das Tätigkeitsjahr 2006
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wurden in diesem Sinne angepasst, um einen Vergleich mit 2006 zu ermöglichen. Die Bewertung
„unangemessene Verwaltung“ bedeutet ihrerseits, dass es für das Problem keine positive Lösung
gegeben hat.

Resultat der Intervention des Föderalen Ombudsmannes: Entwicklung 2005-2006

2005
724 Beschwerden
84,8%

130 Beschwerden
15,2%

Gesamt: 854

2006
Gesamt: 17161364 Beschwerden

79,5%
352 Beschwerden
20,5%

Erfolgreich Erfolglos Gesamt

Die Zunahme der Anzahl Aktien ohne positives Ergebnis lässt sich größtenteils mit der neuen Art und
Weise erklären, in der die Beschwerden über das Ausländeramt bearbeitet werden. Eine Liste mit den
Akten, die beim Föderalen Ombudsmann eingereicht wurden und für die die angemessene Frist der
Bearbeitung durch das Ausländeramt abgelaufen ist, wird an das Amt weitergeleitet. In Ermangelung
einer Antwort seitens des Ausländeramtes innerhalb von zwei Monaten nach Versand dieser List
wurden die Akten mit der Bewertung „unangemessene Verwaltung“ geschlossen (siehe hierzu den
Kommentar zu den Angaben in Zahlen des FÖD Inneres im IV. Teil).

2.15. Bearbeitungsdauer der abgeschlossenen zulässigen
Beschwerden

Die nachstehende Graphik gibt – in Zeiträumen von 30 Kalendertagen – die Angaben wider, die sich
auf die Bearbeitungsdauer der zulässigen, im Jahr 2006 abgeschlossenen Beschwerden beziehen. Die
Graphik greift sowohl die neuen Beschwerden als auch die aus früheren Jahren auf, die sich noch in
Bearbeitung befanden.

Aus diesen Angaben geht hervor, dass von diesen von diesen 2.983 Beschwerden 1.317 (44,2 %)
innerhalb von 6 Monaten abgeschlossen wurden (2005 waren es 1.233 Beschwerden oder 59,7 %).
822 Beschwerden (27,5 %) wurden im Laufe des Jahres abgeschlossen (2005 waren es 531
Beschwerden oder 25,7 %), 383 Beschwerden (12,8 %) wurden innerhalb von 18 Monaten (2005
waren es 175 Beschwerden oder 8,5 %) und 256 Beschwerden (8,6%) wurden schließlich innerhalb
von 2 Jahren abgeschlossen (2005 waren es 77 Beschwerden oder 3,7 %). Schließlich waren bei 205
Beschwerden (6,9 %), mehr als 720 Bearbeitungstage nötig, bevor diese geschlossen werden konnten
(2005 waren es 51 Beschwerden oder 2,4 %).

Gegenüber dem Tätigkeitsjahr 2005 wurden 2006 mehr und „ältere“ Beschwerden abgeschlossen. In
der Tat wurden im Hinblick auf den Abschluss der Akten Rückstände aufgeholt (siehe die Angaben in
Zahlen des FÖD Inneres im IV. Teil dieses Berichts), was durch einen Anstieg nicht nur der Anzahl der
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abgeschlossenen Akten, sondern auch der Prozentsätze der Bearbeitungszeiten zum Ausdruck kommt,
die im Vergleich zu 2005 am längsten waren.

Berarbeitungsfrist in Kalendertagen der ihm Jahre 2006 abgeschlossenen zulässigen Beschwerden

30 Tage

60 Tage

90 Tage

120 Tage

150 Tage

180 Tage

210 Tage

240 Tage

270 Tage

300 Tage

330 Tage

360 Tage

390 Tage

420 Tage

450 Tage

480 Tage

510 Tage

540 Tage

570 Tage

600 Tage

630 Tage

660 Tage

690 Tage

720 Tage

226

202

237

242

207

203

184

160

146

100

111

121

87

84

72

56

48

36

46

53

38

42

38

39
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Für diese lange Bearbeitungsdauer gab es mehrere Gründe:

– die Komplexität der Problematik, die verschiedene Verwaltungen, ja sogar verschiedene Macht-
ebenen betreffen kann;

– die langsame Reaktion der Personen – und zwar sowohl der Beschwerdeführer als auch der Verwal-
tungen –, die vom Föderalen Ombudsmann in der Ermittlungsphase der Akte befragt wurden;

– die Verspätung des Föderalen Ombudsmannes beim förmlichen Abschluss der Beschwerden, deren
Bearbeitung endgültig fertig gestellt war.

Ab dem Tätigkeitsjahr 2006 wird eine Akte als abgeschlossen angesehen, sobald dem Beschwerde-
führer das Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmannes mitgeteilt wurde. Vorher war auf
das Datum abgestellt worden, an dem die Akte gegenüber der Verwaltung abgeschlossen wurde, das
mitunter erst nach der Lösung des strukturellen Problems eintrat, obschon das individuelle Problem
seit langem gelöst war. Ab sofort wird das Schwergewicht auf der Lösung der individuellen
Beschwerde gelegt, selbst wenn die Suche nach strukturellen Verbesserungen fortgesetzt wird.
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III.
Analyse der bearbeiteten

Beschwerden
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Einleitung

In diesem Teil des Jahresberichts werden die Beschwerden, die wir 2006 bearbeitet haben, entspre-
chend ihrem Inhalt und nicht mehr – wie in den vorangegangenen Jahren – entsprechend der
Verwaltung, die von der Beschwerde betroffen war, zusammengefasst. Dieser Teil ist eine gekürzte
Fassung. Der vollständige Text ist auf www.foderalerombudsmann.be auf Französisch oder Niederlän-
disch einzusehen. .

Folgende Themen werden entwickelt:
1. Angemessene Frist
2. Die Regelung anwenden: eine Selbstverständlichkeit?
3. Wie verhält sich die Verwaltung, wenn es keine Regelung gibt?
4. Was sagt die Rechtssprechung?
5. Stellt die Verwaltung genügend Informationen bereit? Begründet sie ihre Entscheidungen

ausreichend?
6. Telefonische Erreichbarkeit
7. Kinderkrankheiten eines neuen Verfahrens
8. Empfangsbestätigung und Nachweis des Empfangs
9. Wenn verschiedene öffentliche Dienste zusammenarbeiten müssen …

Alle Themenbereiche werden anhand verständlicher Beispiele illustriert, die sich aus der Bearbeitung
der Beschwerden ergeben haben.

Alle in den Beispielen erwähnten Namen sind rein fiktiv.
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1. Beachten die föderalen Verwaltungen die
angemessene Frist?

Sorgt sich jemand um seine Akte, so beschränken sich einige Verwaltungen, wie das Ausländeramt
oder bestimmte Katasterkontrollbüros, zurzeit darauf zu antworten, dass sie nicht in der Lage seien
abzusehen, wann eine Entscheidung getroffen werde.

Jahrelang auf eine Entscheidung warten zu müssen, dass ist heutzutage nicht mehr annehmbar.

Die Regierung hat am 23. Juni 2006 im Ministerrat
die Charta für eine bürgernahe Verwaltung
gebilligt. Diese nennt Fristen von vier bis acht
Monaten, innerhalb derer der Bürger eine Antwort
erhalten sollte. Der Föderale Ombudsmann
vertritt daher die Auffassung, dass jede föderale
Verwaltung in der Lage sein muss, diese Fristen zu
beachten.

Durch die Angabe von Fristen in der Charta wird
es möglich, dem Bürger einen echten Anhaltspunkt
zu geben. Es ist dennoch angebracht, dass der
Bürger weiß, an welche Frist er sich bei seiner Akte
halten muss, damit er sich darauf beziehen kann. Die Charta sieht lediglich vor, die Frist dann näher
anzugeben, wenn die Bearbeitungsfrist von vier Monaten nicht eingehalten wird.

Die Erfahrung des Föderalen Ombudsmannes zeigt, dass es für die Rechtssicherheit und das Vertrauen
des Bürgers in die Verwaltung wichtig ist, dass diese stets eine Frist nennt, innerhalb derer eine
Entscheidung getroffen wird.

In diesem Jahr empfiehlt der Föderale Ombudsmann daher dem Parlament, durch Einfügung einer
neuen Bestimmung in das Gesetz vom 11. April 1994 über die Publizität der Verwaltung jede
föderale Verwaltungsbehörde zu verpflichten, die Frist anzugeben, innerhalb derer sie eine
Entscheidung treffen wird.

2. Die Anwendung der Regelung ist nicht
immer eine Selbstverständlichkeit

Schmerzhafte Situationen unterstreichen, dass es absolut notwendig ist darauf zu achten, dass die
Regelung ihre volle Wirkung entfalten kann, auch wenn dies nicht immer klar auf der Hand liegt.

2002 beantragt Herr Ramiz, ein Kosovar, in
Belgien eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären
Gründen. Ende 2006 erhält er endlich eine
Entscheidung. Diese beschränkt sich darauf, ihm
mitzuteilen, dass er seinen Antrag nicht von Belgien
aus stellen kann und in den Kosovo zurückkehren
muss, um hier denselben Antrag einzureichen. Erst
dann werde sein Antrag auf Aufenthaltserlaubnis
geprüft. Eine solche Entscheidung nach Ablauf von
vier Jahren zu treffen – das ist nicht akzeptabel.
Herrn Dandrieux hat mehr Glück. Er erhält die
Entscheidung, mit welcher sein Katasterein-
kommen gesenkt wird, drei Jahre, nachdem er
Beschwerde eingereicht hatte.
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0646



So hat die Praxis gezeigt, dass es für einen Inhaf-
tierten manchmal unmöglich ist, an der Aufstellung
seines Wiedereingliederungsplans mitzuarbeiten.

Diese spezialisierten Einrichtungen sind in den
meisten Fällen den Gemeinschaften unterstellt, die
für personalisierbare Angelegenheiten zuständig
sind. Die Praxis zeigt jedoch, dass diese in vielen
Fällen nicht über ausreichende Aufnahmekapazi-
täten verfügen.

Da solche Situationen sowohl für den Inhaf-
tierten als auch für die Gesellschaft schädlich
sind, empfiehlt der Föderale Ombudsmann dem
Parlament, die notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen, um sicherzustellen, dass der Inhaftierte
die effektive Möglichkeit hat, seine Wiedereingliederung vorzubereiten. Das impliziert, dass der
Föderalstaat wirksame Kooperationsabkommen mit den zuständigen Gemeinschaften und/oder
Regionen abschließt.

3. Wie verhält sich die Verwaltung, wenn es
keine Regelung gibt?

Es war der Wille des Gesetzgebers, die Freiwilligenarbeit im Allgemeinen zu fördern und arbeitsunfä-
higen Angestellten, Beamten und Selbstständigen denselben Zugang hierzu zu gewähren.

Inzwischen wird die Regelung zur Krankenversi-
cherung für Selbstständige einer Anpassung
unterzogen.

Die Verwaltung für die ärztliche Begutachtung, die
dafür zuständig ist, den arbeitsunfähigen Beamten
eine Arbeitsgenehmigung auszustellen, ist ebenfalls
der Auffassung, dass es für Beamte möglich sein
müsste, Freiwilligenarbeit zu leisten. Es fehlt jedoch eine gesetzliche Grundlage, die den Beamten dies
gestattet.

Die Rechtssicherheit verlangt, dass das Gesetz vom 3. Juli 2005 über die Rechte der Freiwilligen
ausdrücklich für arbeitsunfähige Beamte und Selbstständige das Recht vorsieht, eine ehrenamtliche
Tätigkeit auszuüben.

Herr Fresnes wurde zu einer Haftstrafe von 20
Jahren verurteilt. Seit 2001 erfüllt er die Voraus-
setzung für eine bedingte Haftentlassung, doch hat
sein Antrag keine Aussicht auf Erfolg, so lange seine
Alkohol- und Aggressivitätsprobleme nicht erfolg-
reich von einer spezialisierten Einrichtung
behandelt wurden. Seine bedingte Haftentlassung
wird systematisch abgelehnt mit der Begründung,
dass sein Wiedereingliederungsplan nicht ausrei-
chend untermauert sei. Tatsächlich würde nur eine
langfristige Unterbringung in einer forensischen
Psychiatrie ihm die Möglichkeit bieten, seine
Krankheit zu behandeln und keine Gefahr mehr für
die Gesellschaft darzustellen. Doch obschon er sich
an alle Einrichtungen gewandt hat, die seine
Krankheit behandelt könnten, hat sich bis heute
keine bereit erklärt, ihn aufzunehmen.

Die Sozialarbeiterin einer psychiatrischen
Einrichtung stellt sich die Frage, warum die arbeits-
unfähigen Angestellten unter ihren Patienten
Freiwilligenarbeit leisten dürfen, während die
Beamten und Selbstständigen in derselben
Situation diese Möglichkeit nicht haben. Ihren
Angaben zufolge kommt der Freiwilligenarbeit eine
große therapeutische Bedeutung zu!
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Im königlichen Erlass vom 2. Oktober 1937 über den Status der Staatsbediensteten ist im Übrigen
ausdrücklich zu erwähnen, ob der Beamte, der Freiwilligenarbeit leisten möchte, vorab die Geneh-
migung seines Arbeitgebers einholen muss.

4. Was sagt die Rechtssprechung?

Es ist nicht akzeptabel, dass eine Person, deren
Asylantrag abgelehnt wurde, aufgefordert wird, das
Land zu verlassen, solange sie noch keine
Entscheidung bezüglich ihres Antrags auf Aufent-
haltserlaubnis erhalten hat.

Die Rechtssprechung des Staatsrates und des
Kassationshof bestätigt, dass das Ausländeramt, das
so handelt, seine Verpflichtungen nicht erfüllt.

Der Föderale Ombudsmann hat dem FÖD Inneres empfohlen, den anhängigen Antrag auf Aufent-
haltserlaubnis zu bearbeiten, bevor er einen Befehl, das Land zu verlassen, zustellt.

5. Stellt die Verwaltung genügend
Informationen bereit? Begründet sie ihre

Entscheidungen ausreichend?

In der Broschüre, die der Steuererklärung beigefügt war, wurde nicht erwähnt, dass der Steuerbetrag je
nach der Entscheidung für eine gemeinsame Versteuerung oder für zwei getrennte Versteuerungen
erheblich verschieden sein konnte.

Der Föderale Ombudsmann hat daher die Steuer-
verwaltung gebeten, den Steuerpflichtigen auf die
Folgen seiner Entscheidung für die eine oder
andere Methode der Steuerberechnung hinzu-
weisen.

Für das Steuerjahr 2007 hat die Steuerverwaltung die Broschüre „Um Ihnen dabei zu helfen, den ersten
Teil Ihrer Steuerklärung für natürliche Personen auszufüllen“ angepasst.

Im April 2002 beantragt Herr Amouchi in Belgien
Asyl. Einige Zeit später stellt er ebenfalls einen
Antrag auf Aufenthaltserlaubnis. Im April 2006
erhält er eine Entscheidung, mit der sein Asylantrag
abgelehnt wird, und noch bevor er eine
Entscheidung über seinen Antrag auf Aufenthalts-
erlaubnis erhält, wird er aufgefordert, das Land zu
verlassen.

Weil Frau Dupuis, nicht wissend, dass sie noch eine
gemeinsame Steuererklärung wählen konnte, nach
dem Tod ihres Mannes aus Unkenntnis zwei
verschiedene Steuererklärungen einreicht, muss sie
rund 1.000 Euro zusätzlich an Steuern zahlen!
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6. Wie steht es mit der telefonischen
Erreichbarkeit?

Die Beschwerden, die uns bezüglich der telefonischen Erreichbarkeit erreichen, sind häufig von großer
Gereiztheit geprägt.

Bereits seit sechs Jahren verfolgt der Föderale Ombudsmann aufmerksam die Vorschläge, mit denen
die telefonische Erreichbarkeit der Direktion Kraftfahrzeugzulassung verbessert werden sollt. Seit ein
Infodesk, eine Art Callcenter eingerichtet wurde, erhält der Föderale Ombudsmann praktisch keine
Beschwerden mehr über die telefonische Erreichbarkeit der zentralen Dienste der Direktion Kraftfahr-
zeugzulassung. Dagegen bleibt die telefonische Erreichbarkeit der lokalen Dienststellen ein Problem. Es
heißt, dass diese Anrufe an das Infodesk weitergeleitet werden sollen. Bevor es jedoch ebenfalls all
diese Anrufe entgegen nehmen kann, muss dieses Callcenter verstärkt werden. Ab dem 1. April 2007
werden hier sechs weitere Vollzeitmitarbeiter arbeiten, was es möglich machen dürfte, diese Anrufe
weiterzuleiten.

Der Föderale Ombudsmann erhält ebenfalls zahlreiche Beschwerden, die sich auf die Erreichbarkeit
des Helpdesks des Ausländeramtes beziehen. Dieser Dienst hat selbst seine Erreichbarkeit untersucht.
Der Studie zufolgen werden 90% der Anrufe sofort beantwortet. In den übrigen 10% der Fälle meldet
sich das Ausländeramt im Laufe des Tages telefonisch oder per E- Mail bei dem Anrufer, um ihm die
inzwischen beschafften Informationen mitzuteilen.

Beim Föderalen Ombudsmann gehen dagegen Beschwerden von Personen ein, denen es nicht
gelungen ist, den Helpdesk zu erreichen. Diese Personen tauchen selbstverständlich nicht in den Stati-
stiken des Ausländeramts auf. Es sollte daher geprüft werden, ob die vom Ausländeramt 2006
ergriffenen Maßnahmen in diesem Jahr Wirkung zeigen werden.

7. Eine neues Verfahren leidet oft unter
Kinderkrankheiten

Die Einführung des elektronischen Personalausweises durch den FÖD Inneres läuft nicht immer ganz
reibungslos ab.

Eine Operation eines solchen Ausmaßes macht selbstverständlich eine umfangreiche Organisation
erforderlich. Dennoch sind in den Übergangsmaßnahmen, die die Einführung des elektronischen
Personalausweises betreffen, nicht eindeutig die Regeln für den Austausch der aktuellen, noch gültigen
Personalausweise festgelegt.
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Der vorgeschriebene Umtausch des Personalausweises, obwohl dieser noch gültig ist, wirft folglich
einige Fragen auf.

Die Verwaltung kann in Ermangelung einer gesetz-
lichen Vorschriften oder einer anderen Regelung,
die diese Sanktion ausdrücklich vorschreibt, die
noch gültigen Personalausweise nicht einfach
annullieren. Der Personalausweis ist für den Bürger
ein unentbehrliches Dokument. Die Annullierung
in den dargelegten Fällen steht im Widerspruch zur
Rechtssicherheit und zum Grundsatz des legitimen
Vertrauens.

Der Föderale Ombudsmann hat in einer
Empfehlung den FÖD Inneres aufgefordert, in
der Übergangsphase vom herkömmlichen zum
elektronischen Personalausweis und so lange es
keine ausdrückliche gesetzliche Grundlage gibt,
den herkömmlichen, noch gültigen Personal-
ausweis nicht mehr allein aus dem Grund zu
annullieren, dass der Inhaber der Vorladung,
diesen vor dem Ablaufdatum zu ersetzen, nicht Folge geleistet hat.

8. Von der Notwendigkeit der
Empfangsbestätigung

Der FÖD Inneres lehnt es ab, dass die Gemeinden
beim Empfang eines Antrags auf Aufenthaltser-
laubnis eine Empfangsbestätigung ausstellen.

In Anbetracht der langen Frist, die häufig zwischen
dem Einreichen eines Antrags auf Aufenthaltser-
laubnis und der Entscheidung vergeht, ist der
Föderale Ombudsmann davon überzeugt, dass es
absolut notwendig ist, eine Empfangsbestätigung
über den Antrag auf Aufenthaltserlaubnis auszu-
stellen. Diese Empfangsbestätigung ist wahrscheinlich das einzige Referenzdokument für den
Ausländer, der manchmal jahrelang in der Ungewissheit lebt, wie über seinen Antrag entschieden wird.
Die Empfangsbestätigung gibt ihm wenigstens Anspruch auf eine Entscheidung.

Im August 2005 wird Herr Brion von seiner
Gemeinde aufgefordert, im Hinblick auf die Anfer-
tigung seines neuen elektronischen
Personalausweises beim Bevölkerungsdienst
vorstellig zu werden. Da sein alter Personalausweis
noch bis zum 9. Dezember 2006 gültig ist, kommt
er dieser Vorladung nicht sofort nach. Er nimmt sich
vor, sich vor Ablauf seines alten Personalausweises
selbst an den Bevölkerungsdienst zu wenden.
Etwa Mitte 2006 – kurz bevor Herr Brion in Urlaub
fahren möchte – entschließt er sich, das Nötige zu
tun. Als er beim Bevölkerungsdienst vorstellig wird,
wird sein alter Personalausweis sofort beschlag-
nahmt, da er als nicht mehr gültig angesehen wird.
Das wusste Herr Brion nicht. Er erhält seinen alten
Personalausweis nicht zurück und kann doch ohne
diesen nicht verreisen. Damit er also in Urlaub
fahren kann, muss er ein Dringlichkeitsverfahren
einleiten, um noch rechtzeitig seinen neuen elektro-
nischen Personalausweis zu erhalten.

Am 15. November 2002 reicht Herr Gambuele
einen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis ein. Am 27.
Januar 2003 erhält er von der Gemeinde eine
Empfangsbestätigung. Im Juni 2006 hat er noch
keine Entscheidung erhalten. Das Ausländeramt
scheint den Antrag von Herrn Gambuele verlegt zu
haben. Dieser besitzt glücklicherweise die
Empfangsbestätigung, die ihm gestattet nachzu-
weisen, dass er seinen Antrag sehr wohl eingereicht
hat!
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0650



Der Föderale Ombudsmann hat dem FÖD Inneres daher ausdrücklich empfohlen, für jeden Antrag
auf Aufenthaltserlaubnis eine Empfangsbestätigung auszustellen.

9. Wenn verschiedene öffentliche Dienste
zusammenarbeiten müssen …

Der Austausch von Informationen ist eine der Formen der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen
öffentlichen Diensten.

Bereits 1999 hat der Föderale Ombudsmann eine Empfehlung formuliert, die die Notwendigkeit
unterstrich, den öffentlichen Diensten die Nutzung der bestehenden Systeme vorzuschreiben, um die
notwendigen Informationen zusammenzutragen, und vom Bürger keine Daten zu verlangen, die der
Verwaltung bereits vorliegen.

Ab sofort ermutigt der 12. Grundsatz der Charta
für eine bürgernahe Verwaltung ausdrücklich zu
dieser Form der Zusammenarbeit: „Jeder öffentliche
Dienst nutzt optimal die Daten, die bereits in anderen
öffentlichen Einrichtungen vorliegen“.

Vom Bürger zu verlangen, bestimmte Dokumente
oder Informationen vorzulegen, obschon die
Verwaltung sich diese Dokumente selbst besorgen
kann – oder sich diese wenigstens besorgen
könnte – steht nicht im Einklang mit den Grund-
sätzen einer ordnungsgemäßen Verwaltung.

Es kommt jedoch vor, dass eine Behörde über
Informationen verfügt, mit denen ein anderer
Dienst nichts anfangen kann.

Die Prüfung der Beschwerden zeigt, dass es notwendig ist, dass die Direktion Kraftfahrzeugzulassung
des FÖD Mobilität und Transport online Zugang zum Nationalregister erhält.

Seit 2002 besitzt Herr Jeremiah einen belgischen
Personalausweis. Er kann sich nicht erklären,
warum er jedes Mal, wenn er die Dienste der
Direktion Kraftfahrzeugzulassung in Anspruch
nimmt, eine Bescheinigung seiner Gemeinde
benötigt, dass er die belgische Staatsangehörigkeit
besitzt. Die Daten des Bevölkerungsregisters seiner
Gemeinde sind völlig korrekt, doch nach den Infor-
mationen, die der Direktion Kraftfahrzeugzulassung
vorliegen, ist Herr Jeremiah noch im Warteregister
eingetragen. Es hat den Anschein, als könnten die
Daten der Direktion Kraftfahrzeugzulassung nicht
angepasst werden. Der Übergang vom Wartere-
gister in das Bevölkerungsregister erscheint nicht in
den Daten des Nationalregisters, über die die
Direktion Kraftfahrzeugzulassungverfügt.
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IV.
Empfehlungen
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1. Einleitung

Zu den Aufgaben, die den föderalen Ombudsmännern ausdrücklich mit Artikel 1, Absatz 3 des
Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner (im Folgenden „das Gesetz“
genannt) erteilt wurden, gehört es, auf der Basis der Feststellungen, die anlässlich der Prüfung der
Beschwerden bezüglich des Funktionierens der föderalen Behörden gemacht wurden, Empfehlungen
auszusprechen.

Die Empfehlungen des Föderalen Ombudsmannes sind entweder „allgemeiner“ oder „offizieller“ Art.

a) Die „offiziellen“ Empfehlungen: gemäß Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes können die Ombuds-
männer im Rahmen der Bearbeitung der Beschwerden jede Empfehlung, die sie für zweckmäßig
halten, an die Verwaltungsbehörde richten7.

b) Die „allgemeinen“ Empfehlungen: Artikel 15, Absatz 1 des Gesetzes sieht vor, dass der Jahresbericht
und die eventuellen Zwischenberichte, die die Ombudsmänner an die Abgeordnetenkammer
richten, diejenigen Empfehlungen enthalten, die sie für zweckmäßig halten, und die Funktionsstör-
ungen darlegen, auf die die Ombudsmänner im Rahmen ihrer Tätigkeit8 stoßen.

2. Allgemeine Empfehlungen

Transversale Empfehlung 2006

AE 06/01: Durch Einfügung einer neuen Bestimmung in das Gesetz vom 11. April 1994 über die
Publizität der Verwaltung jede föderale Verwaltungsbehörde verpflichten, die Frist anzugeben,
innerhalb derer sie eine Entscheidung treffen wird.

Es besteht kein Zweifel, dass die Verwaltungshandlung an eine Frist gebunden sein muss. Wenn kein
Gesetzestext eine Frist vorschreibt, ist es demzufolge zweckmäßig, dass diese Frist angemessen sei.

Im Ministerrat vom 23. Juni 2006 hat die Regierung der Charta der bürgernahen Verwaltung
zugestimmt. Die Charta wird Bestandteil eines Rundschreibens sein, das im Belgischen Staatsblatt

7 Eine zusammenfassende Liste der 2006 formulierten Empfehlungen ist am Ende dieses IV. Teils auf S. 61-62 wiedergegeben.
8 Nur die allgemeinen Empfehlungen aus 2006 sind in diesem Teil IV, S. 55-61 wiedergegeben. Die zusammenfassende Tabelle

der Empfehlungen, die sich noch in Bearbeitung befinden (1997-2006), wird in Anhang wiedergegeben, S. 64 ff..
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veröffentlicht und an alle staatlichen Stellen verschickt wird. In den kommenden Monaten werden die
FÖD ein Protokoll unterzeichnen müssen, in dem sie konkrete Verpflichtungen bezüglich ihrer jewei-
ligen Dienste9 eingehen müssen.

Diese Charta stellt eine beträchtliche Ergänzung der Instrumente dar, die für die Transparenz und die
Benutzerfreundlichkeit der Verwaltungshandlung sorgen. Dabei denken wir unter anderem an das
Gesetz über die förmliche Begründung der Verwaltungsakte, das Gesetz über die Publizität der
Verwaltung, die Charta des Sozialversicherten und die Charta des Benutzers der öffentlichen Dienste.

Wir haben in diesem Jahresbericht bereits ausdrücklich auf den Grundsatz der Charta verwiesen, die
eine konkrete Definition der angemessenen Frist enthält.

„Jeder öffentliche Dienst verschickt innerhalb von 14 Tagen nach Eingang einer Anfrage eines Bürgers oder
eines Unternehmens eine Empfangsbestätigung, es sei denn, dass die Anfrage innerhalb einer Frist von drei
Wochen bearbeitet werden kann. Diese Anfrage wird innerhalb einer angemessenen Frist bearbeitet, die im
Prinzip jedoch nicht länger sein darf als vier Monate.
Bei komplexen Akten setzt der Dienst alle Hebel in Bewegung, um die Akte innerhalb einer Frist von
maximal acht Monaten zu bearbeiten. In diesem Fall ist nach vier Monaten eine vorläufige Antwort zu
erteilen, in der darüber hinaus die Bearbeitungsfrist anzugeben ist.“

Wir sind davon überzeugt, dass die Angabe von Bearbeitungsfristen in der Charta dem Bürger einen
echten Anhaltspunkt bieten kann. Die Charta sieht vor, dass die Bearbeitungsfrist dem Bürger nur in
den Fällen mitzuteilen ist, in denen die Grundfrist von vier Monaten nicht eingehalten wird. Diese
Maßnahme ist nicht ausreichend. Es ist zweckmäßig, dass der Bürger ab sofort Kenntnis von der Frist
hat, innerhalb derer über seine Akte entschieden wird, und sich darauf beziehen kann.

Unsere Erfahrung in der Bearbeitung der Beschwerden zeigt uns in der Tat, dass es für die Rechtssi-
cherheit und für das Vertrauen des Bürgers in die Verwaltung wichtig ist, dass diese die Frist nennt,
innerhalb derer eine Entscheidung getroffen wird. Der Gesetzgeber ist sich im Übrigen dessen sehr
wohl bewusst. So schreibt die Charta des Sozialversicherten den Sozialversicherungseinrichtungen
nicht nur verbindliche Fristen für die Verabschiedung von Entscheidungen vor, sondern auch die
Verpflichtung, dem Sozialversicherten die Untersuchungsfrist mitzuteilen. Diese Charta ist in ein
Gesetz10 gegossen worden.

Angesichts dieser Elemente sprechen wir die allgemeine Empfehlung aus, das Gesetz vom 11. April
1994 über die Publizität der Verwaltung zu ergänzen und allen föderalen Verwaltungsbehörden vorzu-
schreiben, die Frist anzugeben, innerhalb derer eine Entscheidung getroffen wird.

9 Nach den Informationen, die uns im Zeitpunkt der Drucklegung dieses Jahresberichts vorliegen, sind der FÖD Mobilität und
Transport, der FÖD Soziale Sicherheit und das Landespensionsamt die drei ersten Ministerien, die die Charta konkret
umsetzen werden.

10 Gesetz vom 11. April 1995 zur Einführung der „Charta“ des Sozialversicherten.
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Thematische Empfehlungen 2006

AE 06/02: Artikel 24 Absatz 2 des königlichen Erlasses vom 22. Mai 2003 über das Verfahren
betreffend die Bearbeitung der Akten über Beihilfen an Personen mit Behinderung, welches
vorsieht, dass der Sozialversicherte sich damit einverstanden erklärt, dass die unberechtigt
überwiesenen Beträge über seine Bank wiedererlangt werden können, mit dem Gesetz von 27.
Februar 1987 über die Beihilfen für Personen mit Behinderung in Einklang bringen, dessen Artikel
16 Absatz 2 die Bedingungen festlegt, denen die Entscheidungen über die Wiedererlangung
unberechtigt bezahlter Beträge entsprechen müssen.

Die Wiedererlangung von Beihilfen, die unberechtigt an Personen mit Behinderung überwiesen
wurden, kann im Todesfall oder bei Umzug ins Ausland unmittelbar über das Finanzinstitut erfolgen.
Der FÖD Soziale Sicherheit stützt diese Praxis auf Artikel 24 Absatz 2 des königlichen Erlasses vom 22.
Mai 2003 über das Verfahren betreffend die Bearbeitung der Akten über Beihilfen an Personen mit
Behinderung. Dieses Verfahren umgeht Artikel 16 Absatz 2 des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über
Beihilfen für Personen mit Behinderung, welcher vorschreibt, dass die Entscheidung über die Rückfor-
derung unter Androhung der Nichtigkeit dem Schuldner samt den folgenden Angaben anzuzeigen ist:
der insgesamt geschuldete Betrag; die Berechnungsmethode; die Bestimmungen, gegen die mit der
Auszahlung der Beträge verstoßen wurde; die Verjährungs- und Einspruchsfristen; die Möglichkeit,
einen Vorschlag für eine gestaffelte Rückzahlung zu unterbreiten und die Möglichkeit, einen Antrag auf
Verzicht der Wiedererlangung einzureichen. Die aktuelle Praxis beraubt den Sozialversicherten der
Möglichkeit, bestimmte Rechte auszuüben. Folglich empfiehlt der Föderale Ombudsmann, den
königlich Erlass, der gesetzwidrig ist, anzupassen. 11

AE 06/03: Die Verwaltungspraxis, die den selbstständig Erwerbstätigen die Möglichkeit gibt,
Sozialversicherungsbeiträge nach Ablauf der Verjährungsfrist zu bezahlen, auf eine gesetzliche
Grundlage stellen und das entsprechende Verfahren festlegen.

Ein interner Vermerk vom 19. November 1986 des damaligen Ministers für den Mittelstand eröffnet
einem Selbstständigen die Möglichkeit, nach Ablauf der Verjährungsfrist (im Prinzip 5 Jahre) Sozialver-
sicherungsbeiträge zu bezahlen, wenn dieser in einem bestimmten Jahr zu wenig
Sozialversicherungsbeiträge bezahlt hat und deswegen für dieses Jahr keinen Rentenanspruch hat.
Diese Möglichkeit ist an die Bedingung geknüpft, dass die verspätete Regularisierung auf ein Versäumnis
der Verwaltung zurückzuführen ist. In einem solchen Fall kann der Selbstständige die Aufhebung der
Verjährung beantragen und zusätzliche Sozialversicherungsbeiträge einzahlen. Das Fehlen einer gesetz-
lichen Vorschrift zur Regelung des angewandten Verfahrens ist eine Quelle der Rechtsunsicherheit und
der Selbstständige verfügt über keinerlei Rechtsmittel, um die allfällige Entscheidung der Verwaltung
über die Aufhebung der Verjährung anzufechten. In dem Bemühen um Rechtssicherheit und Trans-
parenz empfiehlt der Föderale Ombudsmann, eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, um dem

11 S. 67.
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Selbstständigen die Möglichkeit zu geben, nach Ablauf der Verjährungsfrist Sozialversicherungsbeiträge
abzuführen, und das dabei zu beachtende Verfahren festzulegen, einschließlich der Rechtsmittel gegen
die Entscheidung, die Verjährung aufzuheben oder nicht12.

AE 06/04: Im Gesetz vom 3. Juli 2005 über die Rechte der Freiwilligen ausdrücklich für
arbeitsunfähige Beamte und Selbstständige das Recht vorsehen, eine ehrenamtliche Tätigkeit
auszuüben.

Artikel 15 des Gesetzes vom 3. Juli 2005 über die Rechte der Freiwilligen gestattet den arbeitsunfä-
higen Angestellten ausdrücklich, Freiwilligenarbeit zu leisten, unter der Voraussetzung, dass der
Vertrauensarzt feststellt, dass diese Tätigkeit mit dem allgemeinen Gesundheitszustand des Betref-
fenden vereinbar ist. Da das Gesetz keine ähnliche Bestimmung für arbeitsunfähige Beamte und
Selbstständige vorsieht, scheint das Gesetz diskriminierend zu sein oder es auf jeden Fall versäumt zu
haben, näher anzugeben, ob und unter welchen Voraussetzungen diese Personen ebenfalls Freiwilli-
genarbeit leisten dürfen.

Im Rahmen seiner Ermittlungen hat der Föderale Ombudsmann festgestellt, dass es der Wille des
Gesetzgebers war, die Freiwilligenarbeit im Allgemeinen zu fördern und dass es Gegenstand des
Gesetzes war, den arbeitsunfähigen Angestellten, Beamten und selbstständig Beschäftigten denselben
Zugang zur Freiwilligenarbeit zu gestatten.

In dem Bemühen um Rechtssicherheit empfiehlt der Föderale Ombudsmann, in dem Gesetz vom 3.
Juli 2005 ausdrücklich für die arbeitsunfähigen Beamten und selbstständig Beschäftigten die Möglichkeit,
Freiwilligenarbeit zu leisten, zu erwähnen13.

AE 06/05: Im königlichen Erlass vom 2. Oktober 1937 über den Status der Staatsbediensteten
ausdrücklich erwähnen, dass der Beamte, der Freiwilligenarbeit leisten möchte, entweder vorab
die Genehmigung seines Arbeitgebers einholen muss oder diese Genehmigung nicht benötigt.

Es ist nicht klar, ob ein Beamter (unabhängig davon, ob er arbeitsunfähig ist), der Freiwilligenarbeit
leisten möchte, dazu die vorherige Genehmigung der Verwaltung benötigt, um eventuelle Probleme,
was die potenzielle Unvereinbarkeit der Freiwilligenarbeit mit seinem Beamtenstatus anbelangt, zu
vermeiden. Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, diese Ungenauigkeit zu beseitigen14.

12 S. 67.
13 S. 68.
14 S. 68.
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AE 06/06: Die Diskriminierung zwischen belgischen und ausländischen Studenten bezüglich der
Erlangung eines belgischen Führerscheins aufheben durch Anpassung des königlichen Erlasses
vom 23. März 1998 über den Führerschein an die in den europäischen Richtlinien über den
Führerschein dargelegten Grundsätze.

Artikel 3 Absatz 1 des königlichen Erlasses vom 23. März 1998 über den Führerschein schreibt vor,
dass der Führerscheinbewerber, der die belgische Staatsangehörigkeit besitzt, in das Bevölkerungsre-
gister einer belgischen Gemeinde eingeschrieben sein muss. Ein belgischer Student, der im Ausland lebt
und in Belgien studiert, kann demnach keinen belgischen Führerschein erhalten. Derselbe Artikel sieht
vor, dass ein Student, der die Staatsangehörigkeit eines angrenzenden Staates besitzt, einen belgischen
Führerschein erhalten kann, ohne in das Ausländerregister eingetragen sein zu müssen, sofern er
nachweist, dass er für einen Zeitraum von wenigstens sechs Monaten in einer belgischen Bildungsein-
richtung eingeschrieben ist. Soweit diese Regelung über den Führerschein nicht dieselbe Möglichkeit
für einen belgischen Studenten, der in einem angrenzenden Land lebt und in Belgien studiert, vorsieht,
stellt sie eine Diskriminierung zwischen belgischen und ausländischen Studenten aus einem angren-
zenden Land, die sich in derselben Situation befinden, dar. Diese Regelung widerspricht darüber hinaus
den in den europäischen Richtlinien über den Führerschein dargelegten Grundsätzen.

Einstweilen legt ein Rundschreiben die Bedingungen fest, unter denen ein Führerschein an belgische, im
Ausland lebende Staatsangehörige ausgestellt werden kann, die in Belgien studieren. Es ist unbedingt
erforderlich, diese neue Praxis auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen15.

AE 06/07: Die Begriffe „anlässlich von Feierlichkeiten“ des Artikels 15 Absatz 2, Punkt 2, des
königlichen Erlasses vom 8. Juli 1970 streichen

Nach Artikel 5, Absatz 1, Punkt 8 des Gesetzbuchs der der Einkommensteuer gleichgestellten Steuern
„sind (…) die Kraftfahrzeuge von der Steuer befreit, die ausschließlich für einen Taxidienst oder für eine
Vermietung mit Chauffeur bestimmt sind“. Gemäß demselben Artikel ist es Aufgabe des Königs, die
Bedingungen für die Anwendung dieser Vorschrift festzulegen.

Artikel 15 Absatz 2 Punkt 2 des königliches Erlasses vom 8. Juli 1970 bestimmt, dass: „die vorgesehene
Steuerbefreiung für Kraftfahrzeuge [gilt], die …., alle anderen Nutzungen ausgenommen, mitsamt Chauffeur
vermietet im Hinblick auf die Personenbeförderung anlässlich von Feierlichkeiten …“.

In seinem Urteil vom 16. Oktober 2003 hat der Kassationshof festgestellt, dass „die dem König erteilte
Genehmigung, die Bedingungen für die Anwendung der in Artikel 5, Absatz 1, Punkt 8 des Gesetzbuchs der
der Einkommensteuer gleichgestellten Steuern angegebene Befreiung nicht impliziert, dass der König die
Befugnis hat, die Steuerbefreiung auf Vermietungen für den Personentransport anlässlich von Feierlichkeiten
zu beschränken“.

15 S. 68.
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Die Regionaldirektoren der Steuern werden die notwendigen Anweisungen erhalten, um diesem
Urteil Rechnung zu tragen und nicht mehr als zusätzliche Bedingung für die Gewährung dieser Steuer-
befreiung vorzuschreiben, dass das Fahrzeug anlässlich von Feierlichkeiten benutzt wird.

Es ist nichtsdestoweniger unbedingt erforderlich, dass der königliche Erlass vom 8. Juli 1970 nicht über
die dem König erteilten Befugnisse hinausgeht, weshalb die Nennung „anlässlich von Feierlichkeiten“ im
königlichen Erlass gestrichen werden muss 16.

AE 06/08: Die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass der Inhaftierte die
effektive Möglichkeit hat, seine Wiedereingliederung vorzubereiten. Das impliziert, dass der
Föderalstaat wirksame Kooperationsabkommen mit den zuständigen Gemeinschaften und/oder
Regionen abschließt.

Artikel 2, Absatz 2, 2°, des Gesetzes vom 5. März 1998 über die bedingte Haftentlassung schreibt vor,
dass „es dem Verurteilten möglich sein muss, ein Wiedereingliederungsprogramm vorzulegen, aus dem sein
Wille und seine Bemühungen um Wiedereingliederung in die Gesellschaft hervorgehen ; bei der Erstellung
des Wiedereingliederungsprogramms wird der Verurteilte von den zuständigen Diensten unterstützt“.

Artikel 9 Absatz 2 des Rahmengesetzes vom 12. Januar 2005 über das Gefängniswesen und den
Rechtstatus der Inhaftierten schreiben vor, dass die Vollstreckung der Freiheitsstrafe insbesondere „auf
die Rehabilitation des Verurteilten und die personalisierte Vorbereitung seiner Wiedereingliederung in die
freie Gesellschaft“ ausgerichtet ist. Artikel 9, Absatz 3 schreibt ausdrücklich vor, dass dem Verurteilten
die Möglichkeit geboten werden muss, „konstruktiv an der Durchführung des in Titel IV, Kapitel II bezeich-
neten individuellen Haftplans mitzuwirken“17.

Zurzeit kann es vorkommen, dass ein Inhaftierter de facto nicht in der Lage ist, die gesetzlichen Bedin-
gungen zu erfüllen, wenn für die Durchführung des Wiedereingliederungsplans die Zusammenarbeit
der Gemeinschaften und/oder der Regionen erforderlich ist. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Wiedereingliederung eine Krankenhausbehandlung notwendig macht und die Krankenhäuser, für
die die Gemeinschaften oder Regionen zuständig sind, sich weigern, den Inhaftierten zu übernehmen.

In Anbetracht ihrer jeweiligen Zuständigkeiten müssen der föderale Gesetzgeber und die Gemein-
schaften und/oder Regionen zusammenarbeiten18. Es ist notwendig, die Lücken zu schließen, die sich
aus der Kompetenzverteilung zwischen dem Föderalstaat und den föderalen Einheiten ergeben haben,
und darauf zu achten, dass der Inhaftierte tatsächlich die Gelegenheit erhält, seinen Wiedereingliede-
rungsplan durchzuführen.

16
S. 65.

17
Rahmengesetz vom 12. Januar 2005 über das Gefängniswesen und den Rechtstatus der Inhaftierten. Anders als die Artikel 38
ff. ist der Artikel 9 dieses Gesetzes bereits in Kraft getreten.

18 Im Hinblick auf bestimmte Aspekte haben die beiden Machtebenen bereit Kooperationsabkommen geschlossen, beispiels-
weise das Kooperationsabkommen vom 28. Februar 1994 zwischen dem Föderalstaat und der Flämischen Gemeinschaft über
die Sozialhilfe, die den Inhaftierten im Hinblick auf ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft gewährt wird.
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0660



Die aktuelle Situation führt dazu, dass der Inhaftierte keine effektive Gelegenheit erhält, seine bedingte
Freilassung zu erlangen. Er wird also wieder in die Gesellschaft eingegliedert, nachdem er seine Strafe
abgesessen hat, ohne dass das Problem, das ihn dazu veranlasst hat, schwere Straftaten zu begehen,
behandelt würde, obschon dieses (psychiatrische) Problem als schwerwiegendes Problem beurteilt
wurde, dass eine langfristige Behandlung erforderlich macht.

In Anbetracht dessen, das solche Situationen sowohl für den Inhaftierten als auch für die Gesellschaft
schädlich sind, empfiehlt der Föderale Ombudsmann, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen um
sicherzustellen, dass der Inhaftierte die effektive Möglichkeit hat, seine Wiedereingliederung vorzube-
reiten. Das impliziert, dass der Föderalstaat wirksame Kooperationsabkommen mit den zuständigen
Gemeinschaften und/oder Regionen abschließt19.

3. Offizielle Empfehlungen 2006

FÖD Inneres

❖ Ausländeramt

OE 06/01: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, für jeden Antrag auf Aufenthaltserlaubnis eine
Empfangsbestätigung auszustellen.

OE 06/02: In Erwartung der effektiven Umsetzung des Artikels 4, Absatz 3 der Charta für eine
bürgernahe Verwaltung empfiehlt der Föderale Ombudsmann dem Ausländeramt, auf Antrag des
Benutzers die Frist anzugeben, innerhalb derer mit einer Entscheidung über die beantragte Aufenthalts-
erlaubnis gerechnet werden kann.

OE 06/03: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, den Antrag auf Aufenthaltserlaubnis innerhalb der in
Artikel 4 der Charta für eine bürgernahe Verwaltung vorgesehenen Frist zu bearbeiten, d.h. innerhalb
von 4 bis 8 Monaten; diese Frist kann gegebenenfalls um die Frist verlängert werden, die der Betroffene
oder die dritte Behörde benötigt, um die vom Ausländeramt erbetenen und für die Entscheidung
benötigten Informationen bereitzustellen.

OE 06/04: Um seiner Informationspflicht in allen laufenden Akten zu genügen, empfiehlt der Föderale
Ombudsmann dem Ausländeramt, einen Zeitplan zur Aufarbeitung der Rückstände des Büros „Artikel
9, Absatz 3 – humanitäre Gründe“ vorzulegen.

19 S. 67.
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’06 61



OE 06/05: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen um zu
gewährleisten, dass das Ausländeramt über den Antrag auf Verlängerung oder Erneuerung eines befri-
steten Aufenthaltstitels vor dem Datum seines Ablaufs entscheidet.

OE 06/06: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, dass das Ausländeramt, bevor es einen Befehl, das
Land zu verlassen, zustellt, den anhängigen Antrag auf Aufenthaltserlaubnis bearbeitet.

OE 06/07: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, den Staatenlosen, die auf eine Entscheidung über
ihren Antrag auf Aufenthaltserlaubnis waren, einen vorläufigen Aufenthaltstitel auszustellen.

❖ Institutionen und Bevölkerung

OE 06/08: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, den Beschluss des FÖD Inneres, mit welcher dieser
in einer Streitsache betreffend die Probleme oder Proteste bezüglich der Ermittlung des Hauptwohn-
sitzes entscheidet, rückwirkend bis zum Datum des Antrags auf Eintragung in das Bevölkerungsregister
oder dem Datum, das der tatsächlichen Belegung der neuen Wohnung am nächsten liegt,
anzuwenden.

OE 06/09: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt in der Übergangsphase vom herkömmlichen zum
elektronischen Personalausweis und so lange es keine ausdrückliche gesetzliche Grundlage gibt, den
herkömmlichen, noch gültigen Personalausweis nicht mehr nur allein aus dem Grund zu annullieren,
dass der Inhaber der Vorladung, diesen vor dem Ablaufdatum zu ersetzen, nicht Folge geleistet hat.

FÖD Soziale Sicherheit

OE 06/10: Um eine Gleichbehandlung von Personen mit Behinderung zu gewährleisten und einigen
unter ihnen einen zusätzlichen Schritt zu ersparen, empfiehlt der Föderale Ombudsmann der General-
direktion Personen mit Behinderung, die Verzugszinsen von Amts wegen auszubezahlen in dem Fall, in
dem eine gerichtliche Entscheidung den Beihilfeanspruch zugunsten der Person mit Behinderung refor-
miert hat, ohne dass diese ausdrücklich einen entsprechenden Antrag stellen muss.

FÖD Finanzen

OE 06/11: Um eine Gleichbehandlung aller Steuerzahler zu gewährleisten und jegliche Rechtsunsi-
cherheit zu beseitigen, empfiehlt der Föderale Ombudsmann, den neuen Verwaltungsstandpunkt
bezüglich Artikel 169 des Einkommensteuergesetzes zu bestätigen. Wenn der Steuerzahler keinen
Vorteil aus der Restschuldversicherung zieht, kann er nicht auf den Betrag der Umwandlungsrente, die
auf der Basis des ausbezahlten Kapitals berechnet wird, besteuert werden.
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0662



Anhang
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uf
ig

en
A

uf
en

th
al

ts
tit

el
s

an
be

la
ng

t,
w

ird
di

e
al

lg
em

ei
ne

Em
pf

eh
lu

ng
du

rc
h

di
e

of
fiz

ie
lle

Em
pf

eh
lu

ng
O

E
06

/0
52

9

er
gä
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öf
fe

nt
lic

he
n

U
rk

un
de

er
ke

nn
t,

le
ga

lis
ie

rt
er

di
e

au
slä
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öf
fe

nt
lic

he
n

U
rk

un
de

od
er

de
s

W
ah

rh
ei

ts
ge

ha
lts

de
rb

er
ich

te
te

n
Ta

ts
ac

he
n

du
rc

hf
üh

rt“
.

2
4

Pu
nk

t
4.

2.
:„

D
ie

U
nt

er
su

ch
un

g
w

ird
vo

n
de

rd
ip

lo
m

at
isc

he
n

od
er

ko
ns

ul
ar

isc
he

n
Ve

rtr
et

un
g

du
rc

hg
ef

üh
rt,

di
e

fü
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rü

ck
lic

h
vo

rg
es

eh
en

ist
,d

as
s

de
r

Pa
tie

nt
od

er
se

in
V

er
tr

et
er

da
s

Re
ch

t
ha

be
n

m
us

s,
da

s
Er

ge
bn

is
de

s
D

isz
ip

lin
ar

ve
r-

fa
hr

en
s

zu
ke

nn
en

.

02
/0

5
A

nw
en

du
ng

de
r

C
ha

rt
a

de
s

So
zi

al
ve

rs
ic

he
rt

en
au

fb
es

tim
m

te
Ei

nr
ic

ht
un

ge
n

de
r

so
zi

al
en

Si
ch

er
he

it

FÖ
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’06 67



A
E

T
ite

l
G

eg
en

st
an

d
St

an
d

K
om

m
en

ta
r

Pe
tit

io
ns

-
au

ss
ch

us
s

06
/0

4
Im

G
es

et
z

vo
m

3.
Ju

li
20

05
üb
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öc

ht
e,

en
tw

ed
er

vo
ra

b
di

e
G

en
eh

m
ig

un
g

se
in

es
A

rb
ei

tg
eb

er
s

ei
nh

ol
en

m
us

s
od

er
di

es
e

G
en

eh
m

ig
un

g
ni

ch
t

be
nö
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4. Schwierigkeiten, auf die wir bei der Ausübung unseres Amtes gestoßen sind ................................ 22

II. Allgemeine Zahlen ............................................................................................................................................................................................................................................................................................... 25

1. Einleitung .............................................................................................................................................................................................................................................................................................................. 27

2. Allgemeine Statistiken ........................................................................................................................................................................................................................................................... 27

III. Analyse der bearbeiteten Beschwerden ..................................................................................................................................................................................................... 43

Einleitung .......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... 45
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